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Wissenschaftlicher Artname oder Synonym? 
Was ist eigentlich richtig…? 
von Renate Gebhardt-Brinkhaus 
 
Immer wieder erreichen uns Fragen zum Thema 
des richtigen Artnamens. Sowohl der wissenschaft-
liche als auch der deutsche Artname sind nicht im-
mer eindeutig! 
 
Die deutschen Artnamen sind, vor allen bei den 
einheimischen Arten, oft durch regionale Begriffe 
oder mundartliche Bezeichnungen geprägt. Man 
denke nur an den Gimpel, der auch als Dompfaff 
oder Blutfink bekannt ist. Der wissenschaftliche Art-
name ist Pyrrhula pyrrhula und ist in unserem Bei-
spiel eindeutig. 
 
Anders sieht es dagegen bei der Schneeeule aus: 
Laut EG-Verordnung 1320/2014 wird sie als Nyctea 
scandiaca bezeichnet. Forscht man ein wenig in der 
Literatur finden sich jedoch schnell weitere Syno-
nyme wie Nyctea nivea, Nyctea scandiacus, Bubo 
scandiaca, und Bubo scandica. Was ist denn nun 
richtig? 
 
Grundsätzlich sind alle Begriffe als Synonyme 
gleichwertig. Allein der Gesetzgeber musste sich 
auf einen Namen beschränken, um nicht unnötig 
Verwirrung zu stiften. 
Es ist für das Ausstellen einer Bescheinigung auch 
möglich wahlweise eine wissenschaftliche Bezeich-
nung zu verwenden. Die Bescheinigung ist mit je-
dem Namen gültig. 
 

Es kann auch vorkommen, dass in Zukunft neue 
Namen hinzugefügt werden. Immer dann, wenn es 
neue wissenschaftliche Erkenntnisse gibt kann es 
sein, dass sich die Nomenklatur ändert. Dies heißt 
jedoch nicht, dass der „ältere“ Name nun falsch ist!  
Bescheinigungen mit einem älteren Namen (Syno-
nym) verlieren nicht ihre Gültigkeit! 
 
Oft ist es so, dass Züchtern und Händlern die wis-
senschaftlichen Veränderungen nicht bekannt sind 
und der Eindruck entstehen mag, hier eine falsche 
Art in der Bescheinigung vorzufinden. 
 
Die Behörde, die eine Bescheinigung ausstellt hat 
immer die Möglichkeit, die gewünschte wissen-
schaftliche Bezeichnung einzutragen! 
 
Dafür kann der von ASPE vorgeschlagene Artname 
gelöscht und mit dem gewünschten Namen über-
schrieben werden. Der Eintrag des Schutzstatus für 
die EU-Bescheinigung geht damit nicht verloren, 
wird also richtig gedruckt.  
Allerdings besteht dadurch keine Möglichkeit eines 
Ablgeichs mit dem ASPE-Lexikon. 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
  



 

Wichtige Mitteilungen an alle Kunden  
 
 

• Betriebsferien 
Vom 27.12. bis 30.12.2016 haben wir unser Büro geschlossen. In dringenden Fällen sind wir jedoch 
über die E-Mail info@aspe.biz für Sie erreichbar. 

 

 
Kurz notiert 
 
• Zootier des Jahres - Status Quo 

Fast ein halbes Jahr ist vergangen, seitdem im April dieses Jahres zum ersten Mal das „Zootier des Jah-
res“ gekürt wurde. Stolze 60.000 EUR konnten bisher gesammelt werden, die zwei Schutzprojekten in 
Sri Lanka und im Iran zum Erhalt der seltenen Leoparden zugutekommen. 

 
• ASPE Online Meldesystem 

Vielen Dank für die zahlreichen Rückmeldungen. Das positive Feedback hat uns den Bedarf eines Onli-
ne-Melde Moduls für die ASPE-Management Application noch einmal deutlich vor Augen geführt. Mehr 
dazu erfahren Sie in unserem nächsten Newsletter. 

 
• Haltung von Primaten – Ein Kurzbeitrag von der Reptilienauffangstation München e.V. 

Am 16.09.2016 fand in München nach langer Zeit "endlich" mal wieder ein Konzert des kanadischen Su-
perstars Justin Bieber statt. Wir hoffen ganz arg, dass er diesmal keinen Affen im Gepäck hatte. 

Bei seinem letzten Deutschlandbesuch vor drei Jahren wurde sein Kapuzineraffe "Mally" vom Münchner 
Flughafenzoll beschlagnahmt. Bieber hatte keine Papiere dabei und wollte das Tier somit illegal einfüh-
ren. Was aus Tierschutzsicht mehr als fragwürdig war, löste bei den deutschen Groupies des Sängers 
einen neuen Hype aus. In den letzten Jahren sind in Deutschland mehrere Tausend Primaten aller Art 

an Privatpersonen verkauft worden, überwiegend jedoch 
leider an solche Leute, die von den hohen Ansprüchen 
eines Affen praktisch keine Ahnung haben. Gerade in 
den letzten Monaten haben wir immer mehr Primaten 
aus behördlichen Beschlagnahmen bei uns aufgenom-
men, insbesondere die kleinen süßen Krallenaffen. Was 
süß beginnt, gerät häufig außer Kontrolle und endet 
dann als Drama im Vogelkäfig, mit unzumutbaren Hal-
tungsbedingungen für die Tiere. Unserer Ansicht nach 
ist Justin Bieber mit seiner Vorbildfunktion hierfür maß-
geblich mitverantwortlich. 

 

Warum die Haltung von Primaten in Privathand eine heikle Angelegenheit ist, könnt Ihr im Detail auch in 
unserem entsprechenden Positionspapier nachlesen: 

https://www.reptilienauffangstation.de/…/08_PosPap_Primaten… 

Um es aber mit wenigen tierischen Worten zusammenzufassen: Der Bieber hat den Affen einen Bären-
dienst erwiesen. Sauerei! 

 

 
  



 

Kurzbericht über das Seminar der Deutschen Tierparkgesellschaft (DTG) in 
Aschersleben 
von Gisela Hermanns 
 
Vom 28. – 30.09.2016 fand in Aschersleben das 
diesjährige Seminar der DTG statt. 
Start war der Zoorundgang in Magdeburg. Am 
Abend konnten sich die Mitglieder in gemütlicher 
Runde austauschen. Am 29.09. fand dann das Se-
minar im historischen Bestehornhaus statt. Die dies-
jährigen Themen waren neben der Vorstellung des 
Zoos Aschersleben, den wir am Nachmittag besich-
tigen konnten: 
- „Kleinkatzenhaltung – eine ernüchternde Be-

standsaufname“ von Andreas Filz (Tiergarten 
Bernburg) 

- „Kleinkatzen in Tiergärten“. Ein Vortrag über 
das „Feline Panleukopenie-Virus“ und die Si-
cherheit von Impfungen bei Kleinkatzen von 
Jens Thielebein (FTA für Zoo-, Wild- und Ge-
hegetiere Martin-Luther-Universität-Halle-
Wittenberg)  

- Der Beitrag „kleinere Tiergärten zum Erhalt der 
Artenvielfalt“ von Konstantin Ruske (Zoo Mag-
deburg). Kleinere Tiergärten sind im Vergleich 
zu den großen Zoos, nicht an hochregulative 
Vereinsstauten/Kollektivpläne gebunden und 
damit in ihrer „Artenauswahl“ freier. Durch die 
Präsentation seltener Arten abseits des 
„Mainstreams“, können sie sich bewusst von 
den großen Zoos absetzen. Für den Erhalt der 
Artenvielfalt sind sie extrem wichtig. 

- „Der Steinkauz zurück im nördlichen Harzvor-
land, auch unter viel Mithilfe der DTG“ von Eck-
hard Kartheuser (Tierpark Thale). Dem Vogel, 
der noch bis in die 80er Jahre des vorigen 
Jahrhunderts im Harzvorland weit verbreitet 
war, ist zunehmend die Lebensgrundlage ent-
zogen worden. Herr Kartheuser stellte das Pro-

jekt zur Wiederansiedlung sowie die angewen-
deten Methoden zur Auswilderung vor. 

- „Erkenntnisse zum neuen Bornavirus bei Hörn-
chen“ von Dr. Bernd Hoffmann (Friedrich Löff-
ler-Institut). Die Frage, ob es ein zoonotischer 
Erreger ist, konnte nie bestätigt werden. Stu-
dien zeigen, dass die Spitzmaus als ein Über-
träger erkannt wurde. Dr. Hoffmann bat alle 
Teilnehmer um die Zusendung von Proben 
(Maultupfer, Blut, Kot) um weitere Aussagen 
zur Verbreitung machen zu können. Die Kosten 
für die Untersuchung der Proben übernimmt 
das Institut.  
Mehr Informationen zum Borna-Virus können 
Sie hier nachlesen: 
https://www.fli.de/fileadmin/FLI/Publikationen/F
LI-Informatio-
nen/Steckbriefe/FLI_Steckbrief_VSBV-
1_1510.pdf 

- Ein weiterer Vortrag von Jens Thielebein über 
„Bullaosteotomie bei einem Tiger“ und 

- Eine Zwischenbilanz zum „Zootier des Jahres 
2016“, vorgestellt von Dr. Sven Hammer (Na-
turschutz-Tierpark Görlitz) und Dr. Nils Kramer 
(Tierpark Nordhorn). Die Aktion hat bereits 
60.000 € eingebracht, die dem Erhalt der selte-
nen Leoparden zugutekommt. 

 
Am Freitag wurde das rundherum gelungene Semi-
nar mit einem Zoorundgang im Tierpark Bernburg 
abgerundet. 
Vielen Dank an Herrn Reisky (Zoo Aschersleben) 
und seinem Team für die gelungene Veranstaltung. 
 

 

 
Gruppenfoto im Zoo Magdeburg 

© Foto Gisela Hermanns 



 

Aktuelle Urteile 
 
VG Karlsruhe – Urteil vom 28. Januar 2015 - Az. 4 K 1326/13 
 
Leitsätze 
Der Schutz lebender Rhinozerosarten/Nashörner erlaubt die generelle Ablehnung einer Vermarktungsbe-
scheinigung gemäß Art. 10 i.V.m. Art. 8 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 für ein (auf einem Brett mon-
tiertes) Rhinozeroshorn/Nashorn, unabhängig davon, ob eine der Ausnahmen des Art. 8 Abs. 3 Buchstaben 
a) bis h) der Verordnung (EG) Nr. 338/97 vorliegt. 
 
Tenor 

1. Die Klage wird abgewiesen. 
2. Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens. 
3. Die Berufung wird zugelassen. 

 
Tatbestand 

 
Der am 01.01.2014 verstorbene Rechtsvorgänger 
der Klägerin, ihr Ehemann, begehrte die Erteilung 
einer Vermarktungsgenehmigung bezüglich eines 
Rhinozeros-hornes aus dem 19. Jahrhundert (sog. 
CITES-Bescheinigung). 

Der Rechtsvorgänger der Klägerin und ehemaliger 
Kläger war seinen Angaben zufolge Erbe eines Rhi-
nozeroshorns, das auf eine Holzplatte montiert ist. 
Es wiegt 1225 g und ist 42 cm lang. Erblasser war 
der Großvater des ehemaligen Klägers. Dieser hielt 
sich ausweislich eines handschriftlichen Lebens-
laufs des ehemaligen Klägers in der Zeit nach 1889 
in Ostafrika auf (als Kadett bei der Marine), erwarb 
zu einem nicht geklärten Zeitpunkt zwei Elfenbein-
hörner und ein Rhinozeroshorn, die er bei seiner 
Rückkehr im Jahr 1906 mitgebracht habe und die 
sich seit ca. 1888 im Eigentum und Besitz der Fami-
lie befänden. 

Der Rechtsvorgänger der Klägerin überließ zwei 
Elfenbeinhörner und das Rhinozeroshorn einem … 
Auktionshaus zum Zwecke des Verkaufs. In diesem 
Zusammenhang stellte sich die Frage, ob für die 
Vermarktung bzw. Versteigerung nach dem 
Washingtoner Artenschutz-Übereinkommen (CI-
TES) und der Verordnung (EG) Nr. 338/97 für derar-
tige Hörner eine Genehmigung erforderlich ist. Im 
November 2011 beantragte der Prozessbevollmäch-
tigte des Rechtsvorgängers der Klägerin die „Frei-
gabe“ für zwei Elfenbeinhörner, die er am 
30.11.2011 erhielt. Für die Vermarktungsgenehmi-
gung des Rhinozeroshornes war aus Sicht des Re-
gierungspräsidiums Karlsruhe der Altersnachweis 
anhand der C 14-Methode erforderlich, dass das 
Horn aus der Zeit vor 1947 stammt. Nach Mitteilung 
des zur Altersbestimmung beauftragt gewesenen 

ANS-Labor Erlangen der Friedrich-Alexander-
Universität vom 06.03.2012 ist das untersuchte 
Horngewebe auf jeden Fall vor 1955 entstanden. Es 
stammt mit 68,1 % Wahrscheinlichkeit aus den Jah-
ren 1800 bis 1938 (2 Sigma) und „sehr wahrschein-
lich (28,2 % - 1 Sigma) aus dem Bereich 1875 AD - 
1917 AD“. 

Am 12.03.2012 beantragte der Rechtsvorgänger der 
Klägerin u. a. die Vermarktungsbescheinigung für 
ein Rhinozeroshorn. 

Nachdem der Rechtsvorgänger der Klägerin am 
03.06.2013 Klage erhoben hat, mit der er die bean-
tragte Vermarktungsbescheinigung verfolgte, lehnte 
das Regierungspräsidium Karlsruhe mit Bescheid 
vom 29.08.2013, der nach Aktenlage am 
30.08.2013 abgesandt wurde, den Antrag „vom 
12.08.2012“ (richtigerweise vom 12.03.2012) auf 
Erteilung einer „Vermarktungsgenehmigung nach 
Art. 10 der Verordnung (EG) Nr. 338/97“ ab. Zur 
Begründung ist im Wesentlichen ausgeführt: Im 
Oktober 2010 habe das BfN (Bundesamt für Natur-
schutz) in einer Pressemitteilung auf einer Internet-
seite auf die Verschärfung seiner Verwaltungspraxis 
im Falle der Wiederausfuhr von Nashornhörnen aus 
der Europäischen Union - EU - hingewiesen. Es sei 
auf drei Fälle aufmerksam gemacht worden, in de-
nen noch eine Genehmigung zur Wiederausfuhr 
erteilt werden könne. Dies sei möglich, wenn 

„- der Gegenstand nachweislich Teil eines Austau-
sches kultureller und künstlerisch wertvoller Güter 
zwischen seriösen Institutionen (wie z. B. Museen) 
ist; 



 

- der Gegenstand nicht verkauft wurde und als Erb-
stück im Zusammenhang mit einem Familienumzug 
oder als Teil einer Erbmasse verschifft wird; oder 

- der Gegenstand eines über jeden Zweifel erhabe-
nen Forschungsprojekts ist.“ 

Im März 2012 habe die Europäische Kommission 
den „Leitfaden: Ausfuhr, Wiederausfuhr und in-
nereuropäischen Handel von Rhinozeroshörnern“ 
(„Guidance document: Export, reexport and intra-
Union trade of rhinoceros horns“) - Leitfaden vom 
März 2012 - veröffentlicht. Aufgrund dieses vom BfN 
übermittelten Leitfadens habe das Regierungspräsi-
dium dem Ministerium für Ländlichen Raum und 
Verbraucherschutz - MLR - mit E-Mail vom 
22.03.2012 über den Eingang des Antrags berichtet 
und um Auskunft gebeten, ob der beabsichtigten 
Vorgehensweise zugestimmt werden könne. Das 
MLR habe angesichts bevorstehender Änderungen 
in der Vollzugspraxis das Regierungspräsidium tele-
fonisch darum gebeten, den Antrag vorläufig ruhen 
zu lassen, bis Klarheit über die weitere Vorgehens-
weise bestehe. Im Rahmen der Sitzung des ständi-
gen Ausschusses „Arten- und Biotopschutz“ der 
Bund/Länderarbeitsgemeinschaft Naturschutz, 
Landschaftspflege und Erholung - LANA - am 
10./11.05.2012 sei auf Antrag des Bundesministeri-
ums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
- BMU - der einstimmige Beschluss gefasst worden, 
der im Leitfaden vom März 2012 formulierten Emp-
fehlung zu folgen und bis Ende des Jahres 2012 auf 
dessen Grundlage keine Vermarktungsbescheini-
gungen auszustellen (Bescheid, Seite 3 f u. 10). 
Weder für eine Ausfuhrgenehmigung nach Art. 10 i. 
V. m. Art. 5 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 
noch für eine Vermarktungsgenehmigung nach Art. 
8 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 seien die 
Voraussetzungen erfüllt. Eine Ausnahme vom Ver-
marktungsverbot wegen Einstufung als Antiquität 
(„Art. 62 Nr. 3 EG-DVO“, gemeint ist die Verordnung 
(EG) Nr. 865/2006) sei nicht gegeben. Sofern das 
nach Art. 8 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 
bestehende Ermessen ausgeübt werde, seien die 
gesetzlichen Regelungen der EU zum Handel mit 
wild lebenden Pflanzen und Tieren im Lichte des 
Vorsorgeprinzips auszulegen. Der Leitfaden vom 
März beschreibe, dass der Erhaltungszustand der 
Rhinozerosarten weltweit insbesondere aufgrund 
Wilderei ernstlich gefährdet sei. Dies stehe in Zu-
sammenhang mit der starken Nachfrage nach zu 
Pulver zermahlenem Rhinozeroshorn in einigen 
asiatischen Ländern als Mittel zur Fiebersenkung 
und neuerdings als Heilmittel gegen Krebs. Die 
starke Nachfrage sei der Auslöser für die starke 
Zunahme der Wilderei und der organisierten Krimi-

nalität, die in den letzten Jahren verstärkt in Europa 
versuche, an Rhinozeroshörner zu gelangen und 
diese nach Asien auszuführen. Ferner bestehe die 
starke Annahme, dass antiquarisch oder bearbeitet 
angebotene Rhinozeroshörner aus der EU ausge-
führt würden, um den Markt für Rhinozeroshörner, 
die für medizinische Zwecke genutzt würden, in 
Asien anzukurbeln. Eine hohe Nachfrage führe wie-
derum zu einem hohen Preisniveau für diese Pro-
dukte, was den Markt für Wilderer und illegale 
Händler attraktiv mache. Dies wiederum gefährde 
den Schutz der verbliebenen Rhinozerosarten (Be-
scheid, Seite 7). Vor diesem Hintergrund seien zent-
rale Punkte des Leitfadens vom März 2012 die Art. 
5 und 8 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 und 
die „Ermessensausübung in Richtung Ablehnung“ 
sowie der Erlass eines Moratoriums, wonach die 
Mitgliedstaaten bis Ende 2012 weder Ausfuhr- und 
Wiederausfuhr- noch Vermarktungsgenehmigungen 
für Rhinozeroshörner erteilen sollen (Bescheid, Sei-
te 8). Die Verwaltungspraxis ab März 2012 sei ge-
prägt von den Ausführungen dieses Leitfadens, 
welcher durch die Entscheidung der LANA bindend 
geworden sei (Bescheid, Seite 12 f.). Auch wenn die 
Voraussetzungen des Art. 8 Abs. 3 Buchstabe a) 
der Verordnung (EG) Nr. 338/97 erfüllt wären, sei 
die Ablehnung der Vermarktungsbescheinigung 
verhältnismäßig, da diese Maßnahme nach Auffas-
sung der Europäischen Kommission geeignet sei, 
den Markt auszutrocknen (Bescheid, Seite 13, 2. 
Absatz). Diese Maßnahmen hätten auch bei der 
Verhinderung des illegalen Elfenbeinhandels Wir-
kung gezeigt und seien daher empirisch bewährt. 
Beim streitgegenständlichen Horn ergebe sich der 
zu erwartende hohe Erlös nicht aus künstlerischen 
Gesichtspunkten, sondern aus dessen Gewicht. Es 
müsse angenommen werden, dass das Rohnashorn 
zu Pulver bearbeitet werde, dass der Verkauf den 
lukrativen Markt für Rhinozeroshorn noch weiter 
ankurbeln und sich damit auf den Erhaltungszu-
stand der Nashörner negativ auswirken werde. Die 
Beurteilung im Lichte der Ziele der Verordnung (EG) 
Nr. 338/97 (Schutz der Nashornpopulationen) - 
auch angesichts des Moratoriums - schränke das 
Ermessen in diesem Fall stark ein (Bescheid, Seite 
13 ff.). Da kein Sonderfall vorliege, der eine Gefähr-
dung ausschließe, könne eine Vermarktungsge-
nehmigung nicht erteilt werden. Es würden deshalb 
während des Moratoriums keine Vermarktungsbe-
scheinigungen für Rhinozeroshörner ausgestellt. 
Das streitgegenständliche Horn sei mit keinem der 
besonders gelagerten Fälle vergleichbar, bei denen 
von einer gesetzlichen Zulässigkeit für die Vermark-
tung ausgegangen werde. 



 

Mit dem am 26.09.2013 beim Verwaltungsgericht 
Karlsruhe per Fax eingegangenen Schriftsatz vom 
26.09.2013 legte der Vertreter des damaligen Klä-
gers „Widerspruch“ gegen den Bescheid vom 
29.08.2013 ein und wendete sich mit weiteren Aus-
führungen gegen dessen Rechtmäßigkeit. Die Klä-
gerin hat als Alleinerbin und Rechtsnachfolgerin den 
Rechtsstreit fortgeführt (s. Schriftsatz vom 
14.03.2014). 

In der mündlichen Verhandlung beantragte der Ver-
treter der Klägerin, 

das beklagte Land unter Aufhebung des Bescheids 
des Regierungspräsidiums Karlsruhe vom 
29.08.2013 zu verpflichten, der Klägerin gemäß 
dem Antrag ihres Rechtsvorgängers vom 
12.03.2012 eine Ausnahmegenehmigung bzw. 
Vermarktungsbescheinigung nach Art. 10 i.V.m. Art. 
8 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 für das Angebot 
zum Verkauf des Rhinozeroshorns zu erteilen; 

hilfsweise, das beklagte Land zu verpflichten, unter 
Aufhebung des Bescheids des Regierungspräsidi-
ums Karlsruhe vom 29.08.2013 den Antrag des 
Rechtsvorgängers der Klägerin vom 12.03.2012 auf 
Erteilung einer Ausnahmegenehmigung bzw. Ver-
marktungsbescheinigung nach Art. 10 i.V.m. Art. 8 
der Verordnung (EG) Nr. 338/97 für das Angebot 
zum Verkauf des Rhinozeroshorns nach der 
Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu beschei-
den. 

Zur Begründung führt der Vertreter der Klägerin im 
Wesentlichen aus: Die Untätigkeitsklage sei zuläs-
sig, sie habe einen Anspruch auf Erteilung der Ver-
marktungsgenehmigung. Ein zureichender Grund 
i.S.d. § 75 Satz 1 VwGO für die Nichtbehandlung 
des gestellten Antrags sei nicht gegeben. Der ehe-
malige Kläger habe alles getan, um eine behördli-
che Entscheidung herbeizuführen. Zunächst sei für 
das Horn eine Altersbestimmung verlangt worden, 
die dieser erbracht habe. Gleichwohl sei nicht über 
den Antrag zeitnah entschieden worden. Ihm stehe 
eine Ausnahmegenehmigung im Sinne des Art. 10 
der Verordnung (EG) Nr. 338/97 zu, als Ausnahme 
des Vermarktungsverbots in Art. 8 Abs. 1 Verord-
nung (EG) Nr. 338/97. Im Anhang A dieser Verord-
nung (EG) Nr. 338/97 sei das Rhinozeroshorn als 
RHINOCEROTIDAE angeführt (ABL L 61 v. 
03.03.1997, S. 40). Ziel der EG-Verordnung sei es, 
im Einklang mit dem Washingtoner Artenschutzab-
kommen (CITES) die Artenvielfalt in Flora und Fau-
na zu schützen. Dabei sollten Ausnahmeregelungen 
wie Art. 10 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 greifen, 
um hierzu zweckfremde Verbote einzuschränken. 

Ein Vermarktungsverbot von Rhinozeroshörnern, 
die aus dem 19. Jahrhundert stammten, sei nach 
dieser Verordnung nicht notwendig, um den gegen-
wärtigen natürlichen Bestand von Nashörnern zu 
schützen. Aus Art 12 GG und Art. 8 Abs. 3 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 338/97 folge ein subjektiv-
öffentliches Recht auf Erteilung einer Ausnahme 
vom Vermarktungsverbot für das streitgegenständli-
che Horn. Das Ermessen des Beklagten sei hier auf 
null reduziert. Das Horn sei vor mehr als 50 Jahren 
erworben und zu einem Gegenstand verarbeitet 
worden, weshalb Art. 8 Abs. 3 Buchstabe a) der 
Verordnung (EG) Nr. 338/97 eingreife. Für die Aus-
legung sei die Legaldefinition des Art. 2 Buchstabe 
w) der Verordnung (EG) Nr. 338/97 heranzuziehen. 
Nach der Rechtsprechung bedeute "signifikant ver-
ändert" nicht, dass das Aussehen des betreffenden 
Exemplars verändert worden sei, sondern, ob sein 
allgemeiner Zustand Änderungen erfahren habe 
(EuGH, Urt. V. 29.10.2003 - C - 154/02 -). Denn 
Sinn und Zweck der Vorschrift sei, die aktuellen 
illegalen Jagden auf Rhinozerosse zu verhindern. 
Die Ausführungen des Beklagten über die Leitfäden 
aus Brüssel lägen neben der Sache. Die Auffas-
sung, dass Sammlerobjekte nicht vom Verbot er-
fasst werden sollten, vertrete auch die Bundesregie-
rung in den Vollzugshinweisen zum Artenschutz 
vom 15.09.2000. Abgesehen davon seien bis 2012 
und danach vergleichbare Vermarktungsbescheini-
gungen erteilt worden. Art. 14 Abs. 1 GG sei verletzt 
durch ein totales Vermarktungsverbot. Wenn das 
Tier, wie hier, nachweislich um ca. 1900 getötet 
worden sei, diene die Verweigerung der Vermark-
tung nicht mehr dazu, die Tötung dieses Tiers zu 
verhindern. Eine Vermarktungsuntersagung für ein 
nachgewiesenermaßen historisches Horn habe we-
der Sinn noch Zweck. Anders sei dies bei einem 
neuen Horn zu beurteilen, weil ein neues Horn ge-
wildert sein könne. 

Das beklagte Land beantragt, die Klage abzu-
weisen. 

Es ist der Ansicht, eines Vorverfahrens bedürfe es 
gemäß § 15 Abs. 1 Satz 3 AGVwGO BW nicht. So-
weit zum ursprünglichen Streitgegenstand vorge-
bracht werde, es läge kein zureichender Grund für 
eine Untätigkeit im Sinne des § 75 Satz 3 VwGO 
vor, werde auf das zunächst bis Ende 2012, dann 
bis Ende 2013 geltende Moratorium verwiesen (s. 
Klageerwiderung vom 29.08.2013). 

Die Verwendung der Worte „ ist ... möglich“ des Art. 
8 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 besage 
deutlich, dass keine Bescheinigungen für den in-
nereuropäischen Handel ausgestellt werden müss-



 

ten. Daraus könne ein Antragsteller kein Recht auf 
eine Genehmigung herleiten, selbst wenn eine der 
in den Unterabsätzen a) bis h) aufgeführten Bedin-
gungen erfüllt sei. Sofern das bestehende Ermes-
sen gemäß Art. 8 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 
338/97 ausgeübt werde, seien die gesetzlichen Re-
gelungen der EU zum Handel mit wild lebenden 
Pflanzen und Tieren im Lichte des Vorsorgeprinzips 
auszulegen. Art. 191 Abs. 2 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der EU (AEUV) stelle klar, dass sich 
die Umweltpolitik der EU auf das Vorsorgeprinzip zu 
gründen habe. In Übereinstimmung mit dem einheit-
lichen Fallrecht des EUGH gelte das Vorsorgeprin-
zip unter anderem für die Auslegung und Anwen-
dung des Besitzstandes im Umweltbereich und sei 
daher auch auf die Auslegung und Anwendung der 
Verordnung (EG) Nr. 338/97 anzuwenden. Dabei 
sei neben der tatbestandlichen Rechtmäßigkeit ins-
besondere die Zielsetzung des Artenschutzrechts in 
die Ermessensentscheidung mit einzubeziehen. Art. 
1 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 beschreibe als 
Ziel der Verordnung „den Schutz und die Erhaltung 
wild lebender Tier- und Pflanzenarten durch die 
Regelung des Handels mit ihnen sicherzustellen“. 
Im Rahmen der Ermessensentscheidung sei zur 
Beurteilung der Verhältnismäßigkeit von Maßnah-
men in diesem Zusammenhang die jeweils aktuelle 
Gefährdungssituation der Rhinozerosarten einzube-
ziehen sowie die Unbedenklichkeit der Maßnahme 
nachzuweisen. Auf den Leitfaden vom März 2012 
werde verwiesen. 

Vor dem Hintergrund des Urteils des EuGH vom 
23.10.2003 (C-154/025) zur Frage einer Antiquität 
handele es sich beim streitgegenständlichen Rhino-
zeroshorn nicht um eine Antiquität im Sinne des Art. 
2 Buchstabe w) der Verordnung (EG) Nr. 338/97. 
Damit könne die generelle Ausnahmeregelung von 
den Bestimmungen des Art. 8 Abs. 1 und 3 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 338/97 auf der Grundlage des Art. 
62 Ziff. 3 der Verordnung (EG) Nr. 865/2006 nicht in 
Anspruch genommen werden. 

Für den Nachweis der Voraussetzungen des Art. 8 
Abs. 3 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr. 
338/97 sei zu beachten, dass aus der Altersbe-
stimmung allein nicht zwingend folge, dass das 
Horn legal in die EU eingeführt worden sei. Dies 
müsse in diesem Fall mithilfe anderer Beweismittel 
nachgewiesen werden. In den Antragsunterlagen 
werde ausgeführt, dass der Vater des Antragstellers 
das Nashorn aus Ostafrika noch vor 1900 mit nach 
Deutschland gebracht habe. Unter der Vorausset-
zung, dass das Ermessen nach Art. 8 Abs. 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 338/97 zu Gunsten des An-
tragstellers ausgeübt werden sollte, wäre diese 

Aussage angesichts des Grundsatzes der freien 
Beweiswürdigung vor dem 02.03.2012 noch als 
ausreichend angesehen worden, um eine Beschei-
nigung auf der Grundlage von Art. 8 Abs. 3 Buch-
stabe a) der Verordnung (EG) Nr. 338/97 für eine 
Vermarktung des streitgegenständlichen Horns in-
nerhalb der EU auszustellen. Diese Verwaltungs-
praxis habe sich aber nach 2012 geändert. Im kon-
kreten Fall fehle es an einem geeigneten Beweis, z. 
B. an einem vor dem 04.02.1977 bzw. 01.07.1975 
entstandenen Foto, das das Horn eindeutig in der 
EU zeige. Solche Unterlagen seien angesichts des 
bestehenden Moratoriums nicht nachgefordert wor-
den (Klagerwiderung vom 29.08.2013, Seite 17 ff.). 
Eigenbestätigungen könnten nur dann akzeptiert 
werden, wenn sie im Rahmen einer notariell be-
glaubigten eidesstattlichen Versicherung erfolgten. 

Es könne offen bleiben, in welchem Umfang der 
Leitfaden vom März 2012 Bindungswirkung habe, 
denn dieser habe zum Beschluss der LANA vom 
Mai 2012 geführt, wonach keine Vermarktungsbe-
scheinigungen für ein Rhinozeroshorn entsprechend 
dem Leitfaden vom März 2012 erteilt werden dürf-
ten. Auf die Neufassung des Leitfadens der Kom-
mission mit Stand Oktober 2013 (Klagerwiderung 
vom 18.02.2014, Seite 6 und Anlage B 7) werde 
ergänzend verwiesen. Dem Regierungspräsidium 
sei es nicht verwehrt, sich am Leitfaden der EU zu 
orientieren, solange andere Regelungen nicht ent-
gegenstünden, wofür keine Anhaltspunkte ersicht-
lich seien. Der Ermessensspielraum des Landes bei 
der Anwendung von Art. 8 Abs. 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 338/97 sei nicht zu Gunsten der Klägerin 
auf null reduziert. Selbst wenn eine Ausnahme vor-
läge, sei eine ablehnende Entscheidung nach Art. 8 
Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 im Rahmen 
der behördlichen Ermessensausübung möglich. Die 
Versagung der Vermarktungsgenehmigung stelle 
auch keinen unzulässigen Eingriff in das Eigen-
tumsgrundrecht des ehemaligen Klägers bzw. der 
Klägerin dar. Die mit Zustimmung der Bundesrepub-
lik verabschiedete Verordnung (EG) Nr. 338/97 sei 
eine Inhalts- und Schrankenbestimmung im Sinne 
von Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG. Die Versagung der 
Vermarktungsgenehmigung sei auch verhältnismä-
ßig. Angesichts der massiven Gefährdung von Nas-
hörnern und deren mittelbaren Gefährdung auch 
durch ein altes Rhinozeroshorn sei die Versagung 
geboten und erforderlich. Es könne nicht darauf 
vertraut werden, dass ein Weiterverkauf innerhalb 
der EU unkritisch sei. Es bestehe vielmehr, wie im 
Leitfaden dargelegt sei, eine erhebliche Miss-
brauchsgefahr. Deshalb könne auch der wohlmei-
nende Verkäufer nicht sicher sein, was letztlich mit 
seinem Horn geschehe, gerade auch, wenn – wie 



 

im Fall der Klägerin – der Verkauf über ein Aukti-
onshaus erfolge. Die Versagung der Vermarktungs-
genehmigung sei angemessen. Das Eigentumsrecht 
gewähre unter anderem die Möglichkeit, verschie-
dene vor dem 03.03.1947 aus geschützten Tieren 
gewonnene und anschließend bearbeitete Gegen-
stände handeln zu können. Hierdurch sei auch ein 
wirtschaftlicher Wert geschützt. Dies sei bei einem 
künstlerisch wenig wertvollen auf einer Platte mon-
tierten Horn der „Materialwert“. Dieser könne aber, 
bezogen auf einen illegalen asiatischen Schwarz-
markt, kein Maßstab für den Schutz des Eigen-
tumsgrundrechts sein. Da der Wert des Rhinoze-
roshorns der Klägerin unabhängig von seinem Ma-
terialwert sehr gering einzustufen sein dürfte, sei 
demgegenüber der Belang eines effektiven Arten-
schutzes als höherrangig einzustufen und die Ei-
gentumsbeschränkung als zumutbar anzusehen. 

Dem Gericht liegt die Verwaltungsakte des beklag-
ten Landes (1Heft) vor. Hinsichtlich der weiteren 
Einzelheiten wird auf deren Inhalt und den der ge-
wechselten Schriftsätze verwiesen. 

Gründe 

Die zulässige Klage ist unbegründet. Die Ablehnung 
des Antrags des Rechtsvorgängers der Klägerin auf 
Erteilung einer Vermarktungsgenehmigung bzw. 
Bescheinigung gemäß Art. 10 i.V.m. Art. 8 Abs. 3 
der Verordnung (EG) Nr. 338/97 ist rechtmäßig und 
verletzt die Klägerin nicht in ihren Rechten (§ 113 
Abs. 5 Satz 1 VwGO). Die Klägerin hat keinen An-
spruch auf Erteilung einer entsprechenden Be-
scheinigung, auch keinen Anspruch auf erneute 
Bescheidung des Antrags ihres Rechtsvorgängers 
vom 12.03.2012 nach der Rechtsauffassung des 
Gerichts (§ 113 Abs. 5 Satz 2 VwGO). 

Streitgegenstand ist, wie der Vertreter der Klägerin 
in der mündlichen Verhandlung klargestellt hat, die 
Erteilung einer Vermarktungsbescheinigung gemäß 
Art. 8 Abs. 3 i.V.m. Art. 10 der Verordnung (EG) Nr. 
338/97, weil nur eine solche beantragt wurde, nicht 
eine Ausfuhrgenehmigung gemäß Art. 5 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 338/97. 

Die Klägerin ist Ehefrau und als Erbin alleinige 
Rechtsnachfolgerin des ehemaligen Klägers. Sie 
hat das Verfahren mit Schriftsatz ihres Prozessbe-
vollmächtigten vom 14.03.2014 aufgenommen und 
fortgesetzt (§ 239 ZPO). 

Die Klage war als Untätigkeitsklage gem. § 75 Satz 
1 VwGO zulässig. Eine gerichtli-che Nachfrist ge-
mäß § 75 Satz 3 VwGO zur Entscheidung des Be-

klagten über den Antrag auf Erteilung einer Ver-
marktungsgenehmigung vom 12.03.2012 ist nicht 
gesetzt worden und ein zureichender Grund für das 
Unterlassen einer behördlichen Entscheidung im 
Zeitpunkt der Klageerhebung ist nicht erkennbar. 
Der am 12.03.2012 gestellte Antrag ist trotz Auffor-
derung seitens des Rechtsvorgängers der Klägerin 
nicht beschieden worden, weshalb dieser ca. ein 
Jahr nach Antragsstellung, am 03.06.2013, Klage 
erhoben hat. Die vom beklagten Land angeführten 
Gründe in der Klagerwiderung vom 29.08.2013 (Sei-
te 5 f) erschöpfen sich im Wesentlichen darin, dass 
bei Antragsstellung und danach die Behörden auf 
der Grundlage eines vom MLR empfohlenen Still-
standsabkommens gehalten waren, nicht zu ent-
scheiden bis die erwartete Richtlinie vorliegt. Dies 
war der Leitfaden vom März 2012. Diese Erwägun-
gen lassen keinen zureichenden Grund i.S.d. § 75 
Satz 1 VwGO erkennen. 

Ein Vorverfahren war hier schon nach § 68 Abs. 1 
Satz 2 VwGO i.V.m. § 15 Abs. 1 Satz 1 AGVwGO 
BW entbehrlich. Im Übrigen war auch für die Zuläs-
sigkeit der Untätigkeitsklage kein Vorverfahren er-
forderlich. Ergeht nach Klageerhebung und nach 
Ablauf der Frist des § 75 Satz 1 und 2 VwGO ein 
ablehnender Bescheid des Beklagten bezüglich des 
mittels einer Untätigkeitsklage rechtshängig ge-
machten klägerischen Verpflichtungsbegehrens, 
ohne dass das Verfahren vom Gericht - wie hier - 
ausgesetzt und nach § 75 Satz 3 VwGO eine Frist 
für die Bescheidung gesetzt gewesen wäre, so ist 
der Kläger nicht gehalten, ein Vorverfahren durch-
zuführen (vgl. BVerwG, Urt. v. 21.12.1995 - 3 C 
24/94 - BVerwGE 100, 221 m.w.N.; OVG Schles-
wig-Holstein, Beschl. v. 04.09.2014 - 4 LB 2/14 - 
<juris> Rn. 3; Dolde/Porsch in: 
Schoch/Schneider/Bier, VwGO, 26. EL 2014, § 75 
Rn. 26). Das gerichtliche Verfahren wird unter Ein-
beziehung des ergangenen ablehnenden Beschei-
des als Verpflichtungsklage fortgeführt, sofern der 
Antrag abgelehnt wird (OVG Schleswig-Holstein, 
Beschl. v. 04.09.2014, aaO, m.w.N.), was hier der 
Fall ist. 

Die Einbeziehung des nach Klageerhebung ergan-
genen ablehnenden Bescheides vom 29.08.2013 in 
das seit 03.06.2013 anhängig gewesene Klagver-
fahren war nicht an die Einhaltung der Klagefrist des 
§ 74 Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 VwGO gebunden. Sind 
Streitgegenstand der Untätigkeitsklage und Rege-
lungsgegenstand des nachträglich ergangenen 
Verwaltungsaktes deckungsgleich, erstreckt sich die 
zulässigerweise vor Ergehen des Verwaltungsaktes 
erhobene Klage ohne Weiteres auf den der begehr-
ten Verpflichtung entgegenstehenden Verwaltungs-



 

akt (OVG Schleswig-Holstein, Beschl. v. 
04.09.2014, aaO, m.w.N.). Der Bescheid vom 
29.08.2013, mit dem die „Vermarktungsgenehmi-
gung nach Art. 10 der VO 338/97/EG“ abgelehnt 
wurde, betraf den bereits mit zulässiger Erhebung 
der Untätigkeitsklage rechtshängig gemachten 
Streitgegenstand, nämlich die am 12.03.2012 bean-
tragte Vermarktungsbescheinigung für das Anbieten 
zum Verkauf des Rhinozeroshorns gemäß Art. 10 
i.V.m. Art. 8 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 337/97. 
Im Übrigen ist die Klagefrist für den am 30.08.2013 
abgesandten Bescheid gewahrt, weil sich der am 
26.09.2013 eingegangene Schriftsatz des Vertreters 
der Klägerin dagegen richtet. 

Führt der Kläger, wie hier der Rechtsvorgänger der 
Klägerin, nach Ergehen des Bescheides das Klage-
verfahren, nunmehr als Verpflichtungsklage, in Be-
zug auf sein sachliches Klagebegehren unverändert 
fort, liegt darin auch ohne ausdrückliche Erklärung 
eine Einbeziehung des Bescheides in das gerichtli-
che Verfahren (OVG Schleswig-Holstein, Beschl. v. 
04.09.2014, aaO, m.w.N.; vgl. VGH Bad.-Württ., 
Beschl. v. 13.09.2012 - 9 S 2153/11 - NVwZ-RR 
2012, 948 für einen nicht innerhalb einer vom Ge-
richt gesetzten Nachfrist ergangenen Abhilfebe-
scheid). Die Rechtshängigkeit des Regelungsge-
genstandes schon vor Erlass des Bescheides steht 
einem Eintritt von dessen Bestandskraft bis zum 
rechtskräftigen Abschluss des gerichtlichen Klage-
verfahrens entgegen, ohne dass es einer besonde-
ren fristgebundenen Verfahrenshandlung des Klä-
gers bedarf (vgl. VGH Bad.-Württ., Beschl. v. 
13.09.2012, aaO; OVG NRW, Beschl. v. 04.08.2010 
- 2 A 796/09 - DVBl 2010, 1309). Die erforderliche 
Antragstellung des Klägers (vgl. BayVGH, Urt. v. 
22.06.2007 - 4 B 06.1224 - BayVBl. 2008, 241) liegt 
hier vor. Der Bescheid vom 29.08.2013 ist in der 
Weise zum Gegenstand des Verfahrens gemacht 
worden, dass der Kläger-Vertreter mit dem an das 
Verwaltungsgericht gerichteten und am 26.09.2013 
per Fax eingegangenen Schriftsatz vom gleichen 
Tage „Widerspruch“ eingelegt und die Aufhebung 
des Ablehnungsbescheids beantragt hat. Zur Be-
gründung hat er sich auf den Klagschriftsatz vom 
29.05.2013 bezogen sowie weitere Gründe vorge-
tragen, mit denen er sich gegen die Ablehnung ge-
wendet und, wie mit der Klage, die Vermarktungs-
bescheinigung gemäß Art. 10 i.V.m. Art. 8 Abs. 3 
der Verordnung (EG) Nr. 338/97 gefordert hat. Da-
rauf ist auch sein in der mündlichen Verhandlung 
gestellter Antrag gerichtet. 

Die Klage ist jedoch unbegründet. 

Rechtsgrundlage der Ablehnung der Vermarktungs-
bescheinigung ist Art. 8 Abs. 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 338/97, der der zuständigen Behörde Ermessen 
einräumt (1.). Die generelle Ablehnung einer Ver-
marktungsgenehmigung für Rhinozeroshörner auf 
der Grundlage der Empfehlung des Leitfadens der 
Europäischen Kommission vom März 2012 und vom 
Oktober 2013, unabhängig vom Vorliegen eines 
Ausnahmetatbestandes gemäß Art. 8 Abs. 3 Buch-
staben a) bis h) der Verordnung (EG) Nr. 338/97, ist 
mit höherrangigem Recht vereinbar und rechtsfeh-
lerfrei (2.). Die Anwendung der Empfehlung des 
Leitfadens vom März 2012 hinsichtlich des streitge-
genständlichen Rhinozeroshorns im Bescheid vom 
29.08.2013 ist ermessensfehlerfrei (§ 114 Satz 1 
VwGO) und die Ablehnung der Vermarktungsge-
nehmigung ist in zulässiger Weise auch auf die für 
die Zeit nach 2012 geltende Empfehlung der gene-
rellen Ablehnung einer Vermarktungsgenehmigung 
für Rhinozeroshörner im Leitfaden vom Oktober 
2013 gestützt ( 3.). Eine Ermessensreduzierung auf 
null ist nicht gegeben (4.), auch kein Anspruch auf 
erneute Bescheidung des Antrags (5.). 

1. 

Die Vermarktung von Nashörnern und deren Teilen 
und Erzeugnissen innerhalb der EU richtet sich 
nach der als Gemeinschaftsrecht für die Bundesre-
publik Deutschland verbindlichen Verordnung (EG) 
Nr. 338/97 des Rates vom 9. Dezember 1996 über 
den Schutz von Exemplaren wildlebender Tier- und 
Pflanzenarten durch Überwachung des Handels 
(ABl. 1997, L 61, S. 1; - Verordnung (EG) Nr. 
338/97 -) und bedarf grundsätzlich einer Vermark-
tungsbescheinigung. Die Vollzugsbehörde eines 
Mitgliedstaats kann gemäß Art. 10 der Verordnung 
(EG) Nr. 338/97 auf Antrag und bei Vorlage aller 
erforderlichen Nachweise eine Bescheinigung ge-
mäß Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b), Absatz 3 so-
wie Absatz 4, Artikel 8 Absatz 3 und Artikel 9 Absatz 
2 Buchstabe b) ausstellen, wenn alle Bedingungen 
hierfür erfüllt sind. Nach Art. 8 Abs. 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 338/97 sind „Kauf, Angebot zum 
Kauf, Erwerb zu kommerziellen Zwecken, Zur-
schaustellung und Verwendung zu kommerziellen 
Zwecken sowie Verkauf, Vorrätighalten, Anbieten 
oder Befördern zu Verkaufszwecken von Exempla-
ren der Arten des Anhangs A ... verboten“. Gemäß 
Art. 8 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 ist 
eine Ausnahme von den Verboten des Absatzes 1 
möglich, sofern die Vollzugsbehörde des Mitglied-
staats, in dem die Exemplare untergebracht sind, 
von Fall zu Fall eine diesbezügliche Bescheinigung 
ausstellt, wenn die Exemplare eine der Vorausset-
zungen der Buchstaben a) bis h) erfüllen. Buchsta-



 

be a) betrifft Exemplare, die „in der Gemeinschaft 
erworben oder in diese eingeführt wurden, bevor die 
Vorschriften für die Arten des Anhangs I des Über-
einkommens oder des Anhangs C 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 3626/82 oder des Anhangs A dieser 
Verordnung für die betreffenden Exemplare Geltung 
erlangten“. Buchstabe b) erfasst solche, die „zu Ge-
genständen verarbeitet sind, die vor mehr als 50 
Jahren erworben wurden“. 

Art. 3 Abs. 1 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr. 
338/97 enthält in Anhang A die in Anhang I des 
Übereinkommens aufgeführten Arten, zu denen die 
Mitgliedstaaten keinen Vorbehalt angemeldet ha-
ben; in Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97, 
Seite 40, sind Nashörner unter der Bezeichnung 
„Rhinocerotidae spp.“ aufgeführt. „Übereinkommen“ 
i. S. dieser Vorschrift ist das „Übereinkommen über 
den internationalen Handel mit gefährdeten Arten 
frei lebender Tiere und Pflanzen“ (engl.: CITES, 
Convention on International Trade in Endangered 
Species of Wild Fauna and Flora), das am 3. März 
1973 u.a. von Deutschland in Washington unter-
zeichnet wurde, daher auch „Washingtoner Arten-
schutzübereinkommen“ (WA). Auch dort ist das 
Nashorn genannt (Appendices I unter „Rhinocero-
ses“ und „Rhinocerotidae spp.). 

Ein Verbot mit Erlaubnisvorbehalt, wie es Art. 8 Abs. 
1 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 vorsieht, 
ist ein im Rechtsstaat ein zulässiges gesetzestech-
nisches Mittel, das dem Grundsatz der Gesetzmä-
ßigkeit der Verwaltung entspricht. Dieser bedeutet, 
dass das Gesetz der Entschlussfreiheit der Behör-
den hinreichende rechtliche Schranken setzen, die 
Tatbestände, unter denen eine Behörde eine Er-
laubnis zu erteilen oder zu versagen hat, normieren 
und, soweit Raum für ein behördliches Ermessen 
ist, dessen Grenzen abstecken muss (BVerfG, Be-
schl. v. 08.01.1959 - 1 BvR 425/52 - NJW 1959, 
523). Dem trägt Art. 8 Abs. 1 und 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 338/97 Rechnung. 

Die nach Art. 10 i.V.m. Art. 8 Abs. 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 338/97 erforderliche Vermarktungsbe-
scheinigung ist hier nicht aufgrund Art. 62 Nr. 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 865/2006 entbehrlich, wonach 
für zu Gegenständen verarbeitete Exemplare, die 
gemäß Art. 2 Buchstabe w) der Verordnung (EG) 
Nr. 338/97 vor mehr als 50 Jahren erworben wur-
den, Ausnahmen von Art. 8 Absätze 1 und 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 338/97 gelten. Die Definition 
unter Buchstabe w) nennt Exemplare, deren ur-
sprünglicher natürlicher Zustand zur Herstellung von 
Schmuckstücken, Dekorationsgegenständen, 
Kunstgegenständen, Gebrauchsgegenständen oder 

Musikinstrumenten signifikant verändert wurden. An 
einer signifikanten Veränderung des Horns (EuGH, 
Urt. v. 23.10.2003 - C-154/02 - <juris>) fehlt es hier, 
weil sein natürlicher Zustand nicht, jedenfalls nicht 
gravierend verändert wurde. Das Horn wurde zwar 
auf einem dekorativen Holzbrett befestigt, aber 
selbst nicht bearbeitet. 

Art. 8 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 ist 
aufgrund seines Wortlauts („ist eine Ausnahme von 
den Verboten des Absatzes 1 möglich“) und Zwecks 
(vgl. Sachs in: Stelkens/Bonk/Sachs, Verwaltungs-
verfahrensgesetz, 8. Auflage, 2014, § 40 VwVfG 
Rn. 21 ff. und speziell zum EU-Recht Rn. 25 
m.w.N.) dahin auszulegen, dass der zuständigen 
Behörde auch bei Vorliegen einer der unter den 
Buchstaben a) bis h) genannten Ausnahmefälle ein 
Ermessen verbleibt, ob sie die Vermarktungsbe-
scheinigung erteilt. Die Formulierung „ist [...] mög-
lich“ - im Englischen: „may“ - spricht für ein der Be-
hörde eingeräumtes Ermessen. Wenn mit dieser 
Wortwahl kein Ermessen eingeräumt werden sollte, 
wäre die Wortwahl „ist [...] möglich“ entbehrlich ge-
wesen. Stattdessen würde es heißen, „ist zu ertei-
len, wenn eine der Voraussetzungen“ der unter den 
Buchstaben a) bis h) geregelten Ausnahmen vor-
liegt. Deshalb ist auch die englische Formulierung 
„may“ nicht mit der Bedeutung „muss“ oder „soll“, 
sondern im Sinne von „kann“ zu übersetzen. Die 
Vorschrift ist deshalb im Sinne eines Ermessenstat-
bestandes zu verstehen, was durch die Worte „von 
Fall zu Fall“ unterstützt wird. Wenn ein „muss“ ge-
wollt gewesen wäre, wäre dies klar und eindeutig 
regelbar gewesen. Dieses Verständnis als Ermes-
sensnorm legen auch Systematik und Zweck der 
Absätze 1 und 3 des Art. 8 der Verordnung (EG) Nr. 
338/97 nahe, weil die Vorschrift ein Regel-
Ausnahme-Verhältnis aufweist und für eine Aus-
nahme vom Vermarktungsverbot im Einzelfall be-
stimmte Umstände berücksichtigt werden sollen 
(Sachs, aaO, § 40 VwVfG Rn. 22). Bei Erteilung 
einer Ausnahme nach Art. 8 Abs. 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 338/97 sollen nach Sinn und Zweck des 
Regel-Ausnahme-Verhältnisses auch die Erwägun-
gen in den Absätzen 1 bis 10 zu dieser Verordnung 
beachtet werden, was im Einzelfall nur dann ge-
schehen kann, wenn die betroffenen Arten und 
Schutzgüter je nach dem Grad ihrer Gefährdung 
und Schutzbedürftigkeit gewichtet werden können. 
Dies ermöglicht eine Ermessensentscheidung, auf 
die die Europäische Kommission durch Erlasse der 
vorliegenden Art zum Schutz aktuell bedrohter Arten 
Einfluss nehmen kann. Die zuständigen Behörden 
können danach grundsätzlich im Rahmen ihres 
pflichtgemäßen Ermessens Ausnahmen vom Ver-



 

marktungsverbot gem. Art. 8 Abs. 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 338/97 erteilen. 

2. 

Es bedarf keiner Entscheidung, ob einer der in Be-
tracht kommenden Ausnahmetatbestände des Art. 8 
Abs. 3 Buchstaben a) bis h) der Verordnung (EG) 
Nr. 338/97 erfüllt ist, wobei die Tatbestände unter 
den Buchstaben a) und b) in Frage kämen. Denn 
der Behörde ist auch bei Vorliegen einer Ausnahme 
Ermessen eingeräumt. 

Eine Ermessensentscheidung kann das Gericht nur 
eingeschränkt daraufhin überprüfen, ob die Behörde 
überhaupt Ermessen ausgeübt hat, ob sie die ge-
setzlichen Grenzen des Ermessens überschritten 
hat und ob sie von ihrem Ermessen in einer dem 
Zweck der Ermächtigung entsprechenden Weise 
Gebrauch gemacht hat (§ 114 Satz 1 VwGO; 
Kopp/Schenke, VwGO, 20. Aufl., 2014, § 114 Rn. 7 
ff.). Die Verwaltungsgerichte haben nur zu überprü-
fen, ob die behördliche Ermessensbetätigung den 
Anforderungen der Rechtsordnung entspricht. Sie 
sind jedoch nicht befugt, die behördliche Entschei-
dung aus Gründen, die für die Verwaltung nicht oder 
nicht allein ausschlaggebend waren, im Ergebnis 
aufrechtzuerhalten (Gerhardt in: Schoch/ Schnei-
der/Bier, VwGO, 6. EL 2014, § 114 Rn. 6 u. Fn. 12 
m.w.N.; BVerwG, Urt. v. 13.11.1979 - 1 C 16/75 - 
NJW 1980, 2034; Wolff/Bachof/Stober, Verwal-
tungsrecht I, 10. Aufl., § 31 Rn. 44 ff.). Existieren 
ermessensbindende Verwaltungsrichtlinien, kann 
das Gericht nur prüfen, ob die Richtlinien eingehal-
ten sind und ob sie mit den gesetzlichen Vorschrif-
ten in Einklang stehen (vgl. z.B. BVerwG, Urteile v. 
27. 10.1988 - 2 A 2.87 - <Buchholz 232.1 § 40 Nr. 
12> m.w.N. zu Beurteilungslichtlinien). 

Bei einem mit der Verpflichtungsklage geltend ge-
machten Leistungsanspruch kommt es tendenziell 
auf die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der letz-
ten gerichtlichen Tatsacheninstanz an. Letztlich ist 
aber dem materiellen Recht zu entnehmen, zu wel-
chem Zeitpunkt diese Voraussetzungen erfüllt sein 
müssen (BVerwG, Urt. v. 03.11.1987 - 9 C 254/86 - 
BVerwGE 78, 243 ff.). Für die Beurteilung der 
Rechtmäßigkeit einer Ermessensentscheidung ist 
im Hinblick darauf, dass ihre Rechtmäßigkeit nur 
von Tatsachen und Verhältnissen abhängen kann, 
die im Zeitpunkt der Entscheidung vorgelegen ha-
ben, der der letzten Behördenentscheidung maßge-
bend (vgl. BVerwG, Urt. v. 23.08.1990 - 8 C 42.88 - 
<juris> Rn. 34; BayVGH, Beschl. v. 19.12.2014 - 11 
ZB 13.909 - <juris> Rn. 33; vgl. BVerwG, Urt. v. 
15.11.2007 - 1 C 45/06 - BVerwGE 130, 20 ff.; 

Kopp, VwGO, 20. Aufl. § 113 Rn.217 ff. m.w.N.). 
Dies ist hier der Zeitpunkt des Erlasses des ableh-
nenden Bescheids vom 29.08.2013. Das hier ein-
schlägige materielle Recht, die Verordnung (EG) Nr. 
338/97, weist keine Regelung auf, die es rechtferti-
gen könnte, für die Entscheidung nach Art. 8 Abs. 3 
der Verordnung (EG) Nr. 338 auf einen anderen 
Zeitpunkt als den der letzten Behördenentscheidung 
abzustellen. 

Das beklagte Land hat seiner Entscheidung ermes-
sensfehlerfrei (§ 114 Satz 1 VwGO) den auch im 
Artenschutzrecht geltenden sog. Vorsorgegrundsatz 
(s. Bescheid, Seite 6) (2.1.) und den eine generelle 
Ablehnung einer Vermarktungsgenehmigung für 
Rhinozeroshörner empfehlenden Leitfaden vom 
März 2012 (“Ausfuhr, Wiederausfuhr und innereuro-
päischer Handel von Rhinozeroshörnern“) zugrunde 
gelegt (s. Bescheid, Seite 7 ff.). Dieser steht mit der 
Verordnung (EG) Nr. 338/97 und höherrangigem 
Recht in Einklang (2.2.). 

2.1. 

Der Vorsorgegrundsatz findet Anwendung, wenn 
Unionsorgane im Rahmen der gemeinsamen Agrar-
politik Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit von 
Mensch und Tier ergreifen. Er stellt einen allgemei-
nen Grundsatz des Unionsrechts dar, der sich aus 
Art. 3 Buchstabe p), Art. 6, Art. 152 Abs. 1, Art. 153 
Abs. 1 und 2 sowie Art. 174 Abs. 1 und 2 EGVtr in 
der Fassung von 1997 ergibt und der die betroffe-
nen Behörden verpflichtet, im genauen Rahmen der 
Ausübung der ihnen durch die einschlägige Rege-
lung zugewiesenen Befugnisse geeignete Maß-
nahmen zu treffen, um bestimmte potenzielle Risi-
ken u.a. für die Gesundheit der Bevölkerung, die 
Sicherheit und die Umwelt auszuschließen, indem 
sie den mit dem Schutz dieser Interessen verbun-
denen Erfordernissen Vorrang vor wirtschaftlichen 
Interessen einräumen (EuGH, Urt. v. 16.09.2013 - 
T-333/10 - <juris> m.w.N. Nr. 79 ff.; BVerwG, Urt. v. 
23.04.2014 - 9 A 25/12 - BVerwGE 149, 289 ff. <ju-
ris> Rn. 48 zu Art. 6 Abs. 3 FFH-RL m.w.N.). Der 
Vorsorgegrundsatz rechtfertigt Schutzmaßnahmen 
und den Erlass beschränkender Maßnahmen, wenn 
sie objektiv und nicht diskriminierend sind (EuGH, 
Urt. v. 16.09.2013, aaO <juris> Nr. 81). Für den 
Artenschutz bedeutet dies u.a., dass die Kommissi-
on Sicherungs- und Schutzmaßnahmen für bedroh-
te Arten treffen kann, wobei sie über ein weites Er-
messen verfügt (EuGH, Urt. v. 16.09.2013, aaO 
<juris> Nr. 82; BVerwG, Urt. v. 17.01.2007, aaO 
<juris> Rn. 58 ff. zu 174 Abs. 2 EGVtr., jetzt Art. 191 
AEUV m.w.N.). 



 

Das Vorsorgeprinzip berechtigt zu Maßnahmen und 
Regelungen, wie sie in der Verordnung (EG) Nr. 
338/97 zum Schutz der von ihr erfassten Arten ge-
regelt sind. Ziel der Verordnung (EG) Nr. 338/97 ist 
nach deren Art. 1 Satz 1, den Schutz und die Erhal-
tung wildlebender Tier- und Pflanzenarten durch die 
Regelung des Handels mit ihnen gemäß den nach-
folgenden Artikeln sicherzustellen. Dies rechtfertigt 
auch eine das Ermessen im Rahmen des Art. 8 
Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 bindende 
Erlassregelung durch die Europäische Kommission, 
wie sie der Leitfaden vom März 2012 ausweist (1. 3, 
Seite 3 f und 4.1., Seite 8). Dieser empfiehlt - zum 
Schutz der Rhinozerosarten - für Rhinozeroshörner 
eng begrenzte Ausnahmen für Ausfuhrbescheini-
gungen nach Art. 5 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 
und misst dem Schutz des Rhinozeroshorns höhe-
res Gewicht bei als privaten und wirtschaftlichen 
Interessen, weshalb er die generelle Ablehnung der 
Vermarktungsbescheinigung vorsieht, unabhängig 
von Alter oder Herkunft des Horns und ungeachtet 
der Frage, ob es illegal oder legal in die EU einge-
führt wurde. Eine solche das Ermessen der Behörde 
lenkende Regelung steht in Einklang mit dem Vor-
sorgegrundsatz. 

2.2. 

Die generelle Verweigerung einer Vermarktungsge-
nehmigung für Rhinozeroshörner aufgrund des als 
Verwaltungsrichtlinie grundsätzlich anwendbaren 
Leitfadens der EU (2.2.1.) steht in Einklang mit der 
Rechtsordnung, sie entspricht dem Zweck der Ver-
ordnung (EG) Nr. 338/97 (2.2.2.) und ist mit dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (2.2.3.) sowie 
mit den Artikeln 14 Abs. 1, 12 Abs. 1 und 3 Abs. 1 
GG (2.2.4.) vereinbar. 

2.2.1. 

Bei den von der Europäischen Kommission erarbei-
teten Empfehlungen zur Ausfuhr, Wiedereinfuhr und 
zum innereuropäischen Handel von Rhinozeroshör-
nern im Leitfaden vom März 2012 handelt es sich 
nicht um Rechtsnormen, sondern um Verwaltungs-
vorschriften (vgl. BVerwG, Urt. v. 26.04.1979 - 3 C 
111.79 - BVerwGE 58, 45 zu Förderrichtlinien). Der 
daran anknüpfende Beschluss des ständigen Aus-
schusses der LANA vom 10./11.05.2012 und die 
Mitteilung des MLR vom 08.05.2012 sind ebenfalls 
verwaltungsinterne Richtlinien oder Weisungen. In 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts (vgl. BVerwG, Urt. v. 17.04.1970 - 7 C 60.68 - 
BVerwGE 35, 159, 161 ff., Urt. v. 08.04.1997 - 3 C 
6/95 - BVerwGE 104, 220 ff.) ist anerkannt, dass 
Verwaltungsvorschriften nur über die ihnen zu-

nächst nur innewohnende interne Bindung hinaus 
mittels sowohl des Gleichheitssatzes (Art. 3 Abs. 1 
GG) als auch des im Rechtsstaatsprinzip veranker-
ten Gebots des Vertrauensschutzes (Art. 20 und 
Art. 28 GG) eine anspruchsbegründende Außenwir-
kung im Verhältnis der Verwaltung zum Bürger zu 
begründen vermögen. Auszugehen ist davon, dass 
der Gleichheitssatz gebietet, ein gleichheitsgerech-
tes Programm zu erstellen. Der Gleichheitssatz be-
gründet zu Gunsten jedes von Richtlinien betroffe-
nen Bewerbers einen Anspruch darauf, nach einem 
in den Richtlinien aufgestellten Programm behandelt 
zu werden. Ein Richtliniengeber kann aus sachge-
rechten Erwägungen eine ermessenslenkende Ver-
waltungsvorschrift durch eine andere Verwaltungs-
vorschrift insgesamt aufheben oder in einem Ein-
zelpunkt ändern. Dabei ist jedoch zu beachten, dass 
die ändernde Vorschrift in der Form ergehen muss, 
in der die abzuändernde Verwaltungsvorschrift um 
ihrer Wirksamkeit willen ergehen musste (BVerwG, 
Urt. v. 08.04.1997, aaO <juris> Rn. 21 m.w.N.). 

Diesen Anforderungen ist hier Genüge getan. Eine 
Empfehlung, generell keine Ausnahme für eine 
Vermarktungsgenehmigung für Nashörner zu ertei-
len, war erstmals im Leitfaden vom März 2012 und 
dem daran anknüpfenden Beschluss des ständigen 
Ausschusses der LANA vom 10./11.05.2012 sowie 
der Mitteilung des MLR vom 08.05.2012 vorgese-
hen. Diese Richtlinien ermöglichen eine vorherseh-
bare und einheitliche Verwaltungspraxis. Von einer 
überraschenden, den Grundsatz des Vertrauens-
schutzes verletzenden Änderung der Verwaltungs-
praxis ab 2012 bezüglich der Vermarktungsbe-
scheinigungen für Nashörner kann nicht gesprochen 
werden, weil es vor März 2012 keinen veröffentlich-
ten Leitfaden der Europäischen Kommission zu 
Rhinozeroshörnern mit gegenteiligem Inhalt gab 
und auch sonst keinen vergleichbaren die zuständi-
ge Behörde bindenden Erlass. 

Ein schutzwürdiges Vertrauen des ehemaligen Klä-
gers darauf, dass der Leitfaden vom März 2012 auf 
seinen Antrag vom 12.03.2012 nicht angewendet 
wird und für Rhinozeroshörner ebenso wie für ein 
Elfenbeinhorn eine Vermarktungsgenehmigung er-
teilt wird, zumindest dann, wenn ein Ausnahmetat-
bestand vorliegt, konnte schon deshalb nicht ent-
stehen, weil das BfN bereits im Oktober 2010 in 
einer Pressemitteilung auf die Verschärfung seiner 
Verwaltungspraxis im Falle der Wiederausfuhr von 
Nashornhorn aus der EU hingewiesen hat, weshalb 
die ab 2012 geänderte Praxis zur Vermarktungsbe-
scheinigung für die Betroffenen nicht überraschend 
war. Auch die Ausführungen des Kläger-Vertreters 
dazu, dass zunächst eine Altersbestimmung ver-



 

langt worden sei und infolge eines sog. Moratoriums 
über den Antrag vom 12.03.2012 nicht alsbald ent-
schieden worden sei, was von Seiten des beklagten 
Landes nicht bestritten wurde, sind nicht geeignet, 
eine Verletzung des Grundsatzes des Vertrauens-
schutzes darzutun (vgl. allgemein zur Verwirkung: 
BVerwG, Urt. v. 11.02.1997 - 4 B 10/97 - NJW 
1998, 329 = Buchholz 406.19 Nachbarschutz 144 
unter Hinweis auf Urt. v. 23.05.1975 - 4 C 73.73 - 
BVerwGE 48, 247 und Urt. v. 18.04.1996 - 4 C 
22/94 - BVerwGE 101, 58 ff.; Stelkens/Bonk/Sachs, 
aaO, § 53 Rn 21 ff. m.w.N.). Denn es gibt keinen 
Anspruch des Bürgers darauf, dass eine Verwal-
tungspraxis ab einem bestimmten Stichtag nicht 
durch Verwaltungsvorschriften geregelt werden darf, 
die das Ermessen der zuständigen Behörde binden. 
Vielmehr darf eine Verwaltungspraxis aus sachli-
chen Gründen geändert werden. 

2.2.2. 

Die vom beklagten Land angewendete Maßgabe 
eines generellen Vermarktungsverbots für Rhinoze-
roshörner aufgrund des Leitfadens vom März 2012 
sowie dessen Umsetzung in den Vollzugshinweisen 
des ständigen Ausschusses „Arten- und Bio-
topschutz“ der LANA vom 10./11.05.2012 sind mit 
der Verordnung (EG) Nr. 338/97 vereinbar. 

Maßgebend für das Verständnis der Verordnung 
(EG) Nr. 338/97 sind die Erwägungen in den Absät-
zen 1 bis 10 sowie, hinsichtlich der Vermarktung, 
die Verbots- und Ausnahmetatbestände in Art. 8 
Abs. 1 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97. Von 
ihren Erwägungen sind insbesondere die in den 
Absätzen 1, 4, 10, 15 und 16 hervorzuheben. In 
Absatz 1 der Erwägungen ist ausgeführt: „Mit der 
Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 (4) wird das Über-
einkommen über den internationalen Handel mit 
gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen 
in der Gemeinschaft mit Wirkung vom 1. Januar 
1984 durchgeführt. Ziel dieses Übereinkommens ist 
es, die gefährdeten Tier- und Pflanzenarten durch 
die Überwachung des internationalen Handels mit 
Exemplaren dieser Arten zu schützen.“ Absatz 4 der 
Erwägungen sieht vor: „Zur Durchführung dieser 
Verordnung müssen gleiche Bedingungen für die 
Erteilung, Verwendung und Vorlage der Dokumente 
im Zusammenhang mit der Genehmigung der Ein-
fuhr von Exemplaren der unter diese Verordnung 
fallenden Arten in die Gemeinschaft oder ihre Aus-
fuhr oder Wiederausfuhr aus der Gemeinschaft 
festgelegt werden. Die Durchfuhr von Exemplaren 
durch die Gemeinschaft ist besonders zu regeln.“ 
Absatz 10 der Erwägungen heißt: „Um einen mög-
lichst umfassenden Schutz der unter diese Verord-

nung fallenden Arten sicherzustellen, müssen Best-
immungen über die Kontrolle des Handels und der 
Beförderung von Exemplaren innerhalb der Ge-
meinschaft sowie Bedingungen für die Unterbrin-
gung von Exemplaren vorgesehen werden. Die Er-
teilung, Gültigkeit und Verwendung der gemäß die-
ser Verordnung ausgestellten Bescheinigungen, die 
zur Kontrolle der vorgenannten Tätigkeiten beitra-
gen, müssen gemeinsamen Vorschriften unterlie-
gen.“ Für die wirksame Durchsetzung dieser Ver-
ordnung fordert Absatz 15 die „Übermittlung von 
Informationen“ und Absatz 16 misst der „Beurteilung 
der Auswirkungen des Handels auf den Erhaltungs-
status der Arten“ entscheidende Bedeutung bei und 
verlangt deshalb „ausführliche Jahresberichte nach 
einem gemeinsamen Muster.“ 

In Ansehung dieser Erwägungen und der Ziele der 
Verordnung (EG) Nr. 338/97 bezweckt der Leitfaden 
vom März 2012 mit dem empfohlenen generellen 
Vermarktungsverbot für Rhinozeroshörner den 
Schutz der Rhinozerosarten, der von dieser Verord-
nung auch erfasst ist. Als Hintergrundinformation 
beschreibt der Leitfaden (unter 1., Seite 1), dass 
Wilderei eine der wesentlichen Bedrohungen für das 
Überleben dieser Arten ist und dass sich diese Situ-
ation nach der Vertragsstaatenkonferenz ver-
schlimmert hat. Die aufgezeigten illegalen Wilderei-
fälle an Rhinozerosarten stehen nach der Einschät-
zung der Europäischen Kommission mit dem Rhi-
nozeroshandel in einigen asiatischen Ländern im 
Zusammenhang, in denen sie traditionell als Heil-
mittel für Fiebererkrankungen verwendet werden 
und wo ihnen neuerdings auch heilende Eigen-
schaften gegen Krebs zugesprochen werden. 
Gleichzeitig mit diesem dramatischen Anstieg an 
Wildereivorfällen gibt es ausweislich des Leitfadens 
vom März 2012 Hinweise darauf, dass Akteure im 
kriminellen Milieu überall in Europa versucht haben, 
an Rhinozeroshörner zu gelangen und damit zu 
handeln. Die Europäische Kommission hielt es des-
halb für gerechtfertigt, im Leitfaden vom März 2012 
zu regeln, dass bis Ende 2012 keine Ausfuhr- und 
Wiederausfuhrgenehmigungen für Rhinozeroshör-
ner durch die Mitgliedstaaten erteilt werden, es sei 
denn, es ist hinreichend geklärt, dass die Genehmi-
gung für eng begrenzte, gesetzlich zulässige Fälle 
verwendet wird (3., Seite 5). Für Vermarktungsbe-
scheinigungen heißt es des Weiteren (4. 1., Seite 6 
f): „Unbeschadet des vorausgegangenen Absatzes 
und aufgrund der im ersten Abschnitt des vorliegen-
den Dokuments dargelegten Hintergründe sollen die 
Mitgliedstaaten prinzipiell bis Ende 2012 keine Be-
scheinigungen für Rhinozeroshörner gemäß Art. 8 
(3) ausstellen.“ 



 

Für die Zeit nach 2012 hat die Europäische Kom-
mission die Fortgeltung des Leitfadens vom März 
2012 im Leitfaden vom Oktober 2013 entwickelt und 
den Mitgliedstaaten empfohlen, dass sie „vorläufig 
grundsätzlich keine Bescheinigungen für Nashorn 
gemäß Artikel 8 Abs. 3 ausstellen“. Auf dessen zu-
lässige Berücksichtigung wird noch eingegangen (s. 
3.). 

2.2.3. 

Die generelle Verweigerung einer Vermarktungsge-
nehmigung für Rhinozeroshörner auf der Grundlage 
des Leitfadens vom März 2012 und vom Oktober 
2013 ist verhältnismäßig, insbesondere geeignet, 
um das mit den angewendeten Richtlinien verfolgte 
Ziel des Austrocknens des Marktes zu erreichen. 
Nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit muss 
das vom Gesetzgeber eingesetzte Mittel geeignet 
und erforderlich sein, um den erstrebten Zweck zu 
erreichen. Das Mittel ist geeignet, wenn mit seiner 
Hilfe der gewünschte Erfolg gefördert werden kann; 
es ist erforderlich, wenn der Gesetzgeber nicht ein 
anderes, gleich wirksames, aber das Grundrecht 
nicht oder doch weniger fühlbar einschränkendes 
Mittel hätte wählen können (vgl. z.B. BVerfG, Be-
schl. v. 27.01.1983 - 1 BvR 1008/79, 1 BvR 322/80, 
1 BvR 1091/81- NJW 1983, 1417 ff.). Ein Mittel ist 
bereits dann im verfassungsrechtlichen Sinne ge-
eignet, wenn mit seiner Hilfe der gewünschte Erfolg 
gefördert werden kann, wobei die Möglichkeit der 
Zweckerreichung genügt (vgl. BVerfG, Urt. v. 
28.03.2006 - 1 BvR 1054/01 - BVerfGE 115, 276 ff. 
= NJW 2006, 1261 m.w.N.). Dies kann für die mit 
dem Leitfaden vom März 2012 und Oktober 2013 
verfolgte Intention, den Markt auszutrocknen, um 
die Art der Rhinozerosse zu schützen, nicht in Ab-
rede gestellt werden. Es ist nicht sachwidrig, davon 
auszugehen, dass ein Austrocknen des Marktes für 
den Handel von Rhinozeroshörnern dazu beitragen 
kann, der Wilderei von Rhinozerosarten entgegen-
zuwirken, unabhängig davon, ob sie legal oder ille-
gal erworben und legal oder illegal in die EU einge-
führt wurden bzw. unabhängig davon, ob eine der 
Ausnahmen im Sinne des Art. 8 Abs. 3 der Verord-
nung (EG) Nr. 338/97 gegeben ist. Wie die Ausfüh-
rungen im Leitfaden vom März 2012 (1.) belegen, 
hat die Wilderei während der letzten zwei Jahre 
erheblich zugenommen. Diese illegale Tätigkeiten 
stehen nach Auffassung der Europäischen Kom-
mission mit dem illegalen Handel mit Rhinozeros-
horn in einigen asiatischen Ländern in Zusammen-
hang, in denen sie traditionell als Heilmittel für Fie-
bererkrankungen verwendet werden und wo ihnen 
neuerdings auch heilende Eigenschaften gegen 
Krebs zugesprochen werden. Mit anderen Worten, 

wenn es keinen Markt gibt für legal oder illegal er-
worbene Rhinozeroshörner, fällt der Anreiz für Wil-
derer weg oder wird zumindest geschmälert. Dass 
der Schutz lebender Rhinozerosse auch mit ande-
ren Mitteln erreichbar wäre, ist für die Beurteilung, 
ob das hier in Frage stehende generelle Vermark-
tungsverbot für Rhinozeroshörner geeignet ist, Rhi-
nozerosarten zu schützen, unerheblich. Dem Ge-
richt ist es verwehrt, darüber zu entscheiden, ob 
eine das behördliche Ermessen bindende Vorgabe 
zweckmäßig ist oder gar durch eine andere eben-
falls geeignete Maßnahme erreichbar ist, solange 
das angewendete Mittel nicht unverhältnismäßig ist. 
Letzteres ist hier nicht der Fall. 

Vor dem Hintergrund des im Leitfaden vom März 
2012 und Oktober 2013 geschilderten illegalen 
Handels mit Rhinozeroshorn ist die generelle Ab-
lehnung der Vermarktungsbescheinigung auch er-
forderlich. Die von der Europäischen Kommission 
zugrunde gelegte Gefährdung der Rhinozerosarten, 
die Zusammenhänge des illegalen Handels mit der 
zunehmenden Wilderei von Rhinozerosarten und 
die Verschärfung dieser Situation gebieten ein Ein-
schreiten gegen die Wilderei von Rhinozerosarten. 
Die diesbezüglichen Erkenntnisse und Annahmen 
der Europäischen Kommission sind nachvollziehbar 
und überzeugend. Es ist nichts dafür erkennbar, 
was Zweifel an ihrer Richtigkeit zuließe. Die der 
Erlasslage zugrunde gelegten Tatsachen wurden 
vom Kläger-Vertreter auch nicht substantiiert ange-
griffen. Der Einwand, der Verkauf des streitgegen-
ständlichen auf ein Brett montiertes Horn könne 
nicht zum Schutz des bereits getöteten Tiers beitra-
gen, überzeugt nicht. Denn auch mit dem Ver-
kaufsangebot eines älteren Horns wie hier aus der 
Zeit von ca. 1875 bis 1917 lässt sich innerhalb der 
EU ein Marktpreis erreichen, der sich nach den Er-
kenntnissen der Europäischen Kommission am Ki-
lopreis des gemahlenen Rohnashorns ausrichten 
und zum illegalen Handel sowie letztlich zur Wilde-
rei beitragen kann. Auch für diese Fälle ist das ge-
nerelle Vermarktungsverbot geeignet und erforder-
lich. 

Schließlich erweist sich die generelle Verweigerung 
einer Vermarktungsbescheinigung auch als ange-
messen, d.h. als verhältnismäßig im engeren Sinne 
(vgl. BVerfG, Urt. v. 17.12.2014 – 1 BvL 21/12 – 
<juris> Rn. 127). Ein solches Vorgehen der zustän-
digen Behörde ist angesichts der Ziele der Verord-
nung (EG) Nr. 338/97 und der Artenschutzabkom-
men zum Schutz der Rhinozerosarten wegen des 
illegalen Handels mit Rhinozeroshorn angemessen. 

2.2.4. 



 

Art. 8 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 und 
dessen Anwendung im vorliegen-den Fall verletzen 
Art 14 Abs. 1 Satz 1 GG nicht. Die Regelungen be-
züglich einer Vermarktungsbescheinigung für ge-
schützte Arten nach Art 8 Abs. 1 und 3 der Verord-
nung (EG) Nr. 338/97 sind verfassungsrechtlich 
unbedenkliche Inhalts- und Schrankenbestimmun-
gen (Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG). Die zivilrechtliche 
Eigentumsordnung ist als Regelung von Inhalt und 
Schranken des Eigentums nicht abschließend (vgl. 
BVerfG, Beschl. v. 03.11.1981 - 1 BvL 11/77, 1 BvL 
85/78, 1 BvR 47/81 - BVerfGE 58, 300 ff.). Vielmehr 
obliegt es dem Gesetzgeber nach 14 Abs. 1 Satz 2 
GG mittels privatrechtlicher und öffentlich-
rechtlicher Vorschriften die Rechtsstellung des Ei-
gentümers zu begründen und auszuformen 
(BVerfG, Beschl. v. 17.01.1996 - 2 BvR 589/92 - 
NVwZ 1997, 159 f m.w.N. zu § 22 Abs. 4 BNatur-
SchG und zu § 12 BArtSchVO m.w.N.). Wenn der 
Gesetzgeber zum Schutz bestandsbedrohter Arten 
vorschreibt, dass diejenigen Exemplare, für die ein 
Besitzverbot besteht, eingezogen werden, so stellt 
dies eine verfassungsrechtlich grundsätzlich zuläs-
sige Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigen-
tums gem. Art. 14 Abs.1 Satz 2 GG dar. Es liegt auf 
der Hand, dass Eigentumsschranken zur Abwehr 
einer Bestandsbedrohung von Pflanzen- und Tierar-
ten dem inzwischen sogar zum Staatsziel erhobe-
nen Schutz der Umwelt (Art. 20a GG) und damit der 
Sicherung überragender Gemeinschaftsbelange 
dienen (BVerfG, Beschl. v. 17.01.1996, aaO, 
m.w.N.; vgl. auch BVerfG, Urt. v. 03.11.1982 - 1 BvL 
4/78 - NJW 1983, 439 f; für Nutzungsverbote oder -
beschrän-kungen aus Gründen des Naturschutzes: 
BVerwG, Beschl. v. 10.05.1995 - 4 B 90/95 - Rn. 3 
<juris> unter Hinweis auf: BVerwG, Urteile v. 
13.04.1983 - 4 C 21.79 - BVerwGE 67, 84, v. 
15.02.1990 - 4 C 47.89 - BVerwGE 84, 361 u. v. 
24.06.1993 - 7 C 26.92 - BVerwGE 94, 1). Im Hin-
blick auf diese Grundsätze ist ein generelles Ver-
marktungsverbot für Rhinozeroshörner zum Schutz 
lebender Rhinozerosse als Bestimmung von Inhalt 
und Schranken des Eigentums zu qualifizieren. 

Art. 12 Abs. 1 GG ist nicht zum Nachteil der Kläge-
rin und des ehemaligen Klägers verletzt. Deren Be-
rufsausübung ist nicht berührt. 

Die generelle Ablehnung einer Vermarktungsge-
nehmigung für Rhinozeroshörner, unabhängig vom 
Vorliegen einer Ausnahme nach Art. 8 Abs. 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 338/97, verstößt auch nicht 
gegen Art. 3 Abs. 1 GG. Sie hat keinerlei diskrimi-
nierende Wirkung. Die Gleichbehandlung aller Aus-
nahmetatbestände ist geeignet, zum Schutz der 

Rhinozerosarten beizutragen, und ist deshalb sach-
lich gerechtfertigt. 

3. 

Die maßgeblichen Richtlinien sind eingehalten. Die 
Ablehnung einer Vermarktungsgenehmigung für 
Rhinozeroshörner nach Maßgabe des Leitfadens 
vom März 2012 im Bescheid vom 19.08.2013 sowie 
die Einbeziehung des Leitfadens vom Oktober 2013 
ist auch für das streitgegenständliche Rhinozeros-
horn ermessensfehlerfrei (§ 114 Satz 1 VwGO). 
Aufgrund der im Leitfaden vom März 2012 darge-
stellten Gefährdung der Rhinozeros-Populationen 
und der illegalen Aktivitäten, die unternommen wer-
den, um den Markt für Rhinozeroshorn in Asien an-
zukurbeln, ist das Regierungspräsidium der Emp-
fehlung des Leitfadens vom März 2012 gefolgt und 
hat eine Vermarktungsgenehmigung abgelehnt. Es 
hat rechtsfehlerfrei darauf abgestellt, dass diese 
Maßnahme geeignet sei, den Markt auszutrocknen 
und dass sie bei der Verhinderung des illegalen 
Elfenbeinhandels Wirkung gezeigt habe und daher 
empirisch bewährt sei. Ferner hat es in Rechnung 
gestellt, dass sich beim streitgegenständlichen Rhi-
nozeroshorn der zu erwartende hohe Erlös nicht 
aus künstlerischen Gesichtspunkten ergebe, son-
dern aus dessen Gewicht. Die zugrunde gelegte 
Annahme, dass das Rohnashorn zu Pulver verar-
beitet werde, dass der Verkauf den lukrativen Markt 
für Rhinozeroshörner noch weiter ankurbeln und 
sich auf den Erhaltungszustand der Nashörner ne-
gativ auswirken werde, orientiert sich rechtfehlerfrei 
an den mit der Rechtsordnung in Einklang stehen-
den (s. 2.1 und 2.2.) Zielen des Leitfadens vom 
März 2012. Die auf den Zusammenhang zwischen 
dem Marktpreis für Rohnashorn und Wilderei von 
Rhinozerosarten abstellende Argumentation der 
Behörde ist auch bezüglich des streitgegenständli-
chen Rinozeroshorns sachgerecht. Sie gilt gerade 
auch für Fälle der vorliegenden Art, in denen der 
Verkauf über ein Auktionshaus getätigt werden soll, 
weil auf diese Weise der Marktpreis für Rohnashorn 
in der EU ermittelbar ist und dieser wiederum Anreiz 
für den illegalen Handel und Wilderei sein kann. 
Ebenfalls sachgerecht ist der Hinweis der Behörde, 
im Fall des Elfenbeins habe sich die strikte Geneh-
migungspraxis hemmend auf den Markt ausgewirkt. 

Zur Klarstellung ist anzumerken, dass es wegen der 
der Ermessensentscheidung zugrundeliegenden 
Empfehlung, ungeachtet eines Ausnahmefalles 
nach Maßgabe des Art 8 Abs. 3 Buchstabe a) bis h) 
der Verordnung (EG) Nr. 338/97 generell keine 
Vermarktungsgenehmigung für Rhinozeroshörner 
zu erteilen, für die im Rahmen des Ermessens zu 



 

beachtenden Umstände nicht darauf ankommt, ob 
und welcher Ausnahmetatbestand vorliegt, weil ab 
2012 das Ermessen für alle Ausnahmetatbestände 
gleichermaßen in der Weise gebunden ist, Vermark-
tungsgenehmigungen abzulehnen. Die Besonder-
heiten eines Ausnahmetatbestandes sind deshalb 
nicht berücksichtigungsfähig. 

Die Weitergeltung der generellen Ablehnung einer 
Vermarktungsgenehmigung für Rhinozeroshörner 
ab 2012 ergibt sich aus dem im Oktober 2013 veröf-
fentlichten Leitfaden. Darauf hat das beklagte Land 
in der Klageerwiderung vom 18.02.2014 (Seite 6) 
ergänzend Bezug genommen. 

Ob ein Nachschieben von Ermessenserwägungen 
zulässig ist, bestimmt sich nach dem materiellen 
Recht und dem Verwaltungsverfahrensrecht 
(BVerwG, Urt. v. 20.06.2013 – 8 C 46/12 – BVerw-
GE 147, 81 ff., Rn. 32 m.w.N. zu einer glücksspiel-
rechtlichen Untersagungsverfügung). § 114 Satz 2 
VwGO regelt lediglich, unter welchen Vorausset-
zungen veränderte Ermessungserwägungen im 
Prozess zu berücksichtigen sind, mit anderen Wor-
ten, dass die Behörde defizitäre Ermessenserwä-
gungen im verwaltungsgerichtlichen Verfahren er-
gänzen kann (BVerwG, Urt. v. 05.09.2006 - 1 C 
20/05 - NVwZ 2007, 470 ff. = <juris>). Neue Gründe 
für einen Verwaltungsakt dürfen nach dem allge-
meinen Verwaltungsverfahrensrecht nur nachge-
schoben werden, wenn sie schon bei Erlass des 
Verwaltungsakts vorlagen, dieser nicht in seinem 
Wesen verändert und der Betroffene nicht in seiner 
Rechtsverteidigung beeinträchtigt wird (BVerwG, 
Urt. v. 20.06.2013, aaO, m.w.N.). 

Nach beiden Kriterien ist die empfohlene Weitergel-
tung des generellen Vermarktungsverbots aufgrund 
des Leitfadens vom Oktober 2013 bei der ableh-
nenden Entscheidung im Bescheid vom 29.08.2013 
zulässigerweise berücksichtigt worden, obwohl er 
bei Erlass des Bescheids noch nicht veröffentlicht 
war. Denn die Gründe für die prinzipielle Ablehnung 
des Vermarktungsverbots lagen bereits bei Erlass 
des Ablehnungsbescheids vor und sind ihrem We-
sen nach gleichgeblieben; sie haben sich nach den 
Erkenntnissen der Europäischen Kommission sogar 
noch verschärft, weshalb der Leitfaden vom Oktober 
2013 auch für die Zeit nach 2012 empfahl, generell 
eine Vermarktungsgenehmigung abzulehnen. Der 
Leitfaden vom Oktober 2013 führt dazu aus, dass 
die illegalen Aktivitäten im Zusammenhang mit 
Nashorn in der EU drastisch zugenommen hätten 
und Kreise des organisierten Verbrechens beteiligt 
seien, die versuchten, diese Produkte zu beschaffen 
und damit zu handeln. Er hebt ferner hervor, dass 

Gruppen, die an kriminellen Machenschaften im 
Zusammenhang mit Nashorn beteiligt seien, in-
nereuropäische ausgestellte Bescheinigungen nach 
Art. 8 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 auf 
betrügerische Weise benutzt hätten, um damit bei 
gestohlenen Exemplaren nachzuweisen, dass es 
sich um rechtmäßige handele (4. 2., Seite 7). Die 
Berücksichtigung der erhöhten Gefahr der Wilderei 
lebender Nashörner als neuen Grund birgt keine 
wesentlich neuen Umstände, die den Bescheid vom 
20.08.2013 in seinem Wesen verändert hätten. Fer-
ner wird die Rechtsnachfolgerin des Klägers durch 
die Einbeziehung der Leitfadens vom Oktober 2013 
nicht in ihrer Rechtsverteidigung beeinträchtigt. 

Selbst wenn dem nicht gefolgt werden könnte, wäre 
der Hinweis in der Klagerwiderung auf die Weiter-
geltung der empfohlenen generellen Ablehnung 
einer Vermarktungsgenehmigung für Rhinozeros-
hörner aufgrund des Leitfadens vom Oktober 2013 
in der Klagerwiderung vom 18.02.2014 (Seite 6) als 
zulässige Ergänzung (§ 114 Satz 2 VwGO; vgl. 
BVerwG, Urt. v. 05.09.2006, aaO, m.w.N.) der - auf 
dem Leitfaden vom März 2012 beruhenden - Er-
messensausübung zu qualifizieren. Denn nur die 
zeitliche Fortdauer der Empfehlung ist ergänzend 
berücksichtigt. Eine Ermessensausübung als solche 
hat vorgelegen, sie wurde nur insofern ergänzt, 
dass sie wegen der erhöhten Gefahr für lebende 
Tiere auch für die Zeit nach 2012 gilt. 

4. 

Es bestehen keine Besonderheiten, die wegen einer 
für die Klägerin günstigen Verwaltungspraxis eine 
Ermessensreduzierung auf null gebieten würden. 
Der Einwand, wenn früher über den Antrag ent-
schieden worden wäre, statt einen Altersnachweis 
zu verlangen, hätte eine Vermarktungsgenehmi-
gung erteilt werden müssen, verhilft der Klägerin 
nicht zum Erfolg, weil, wie bereits ausgeführt, maß-
geblich allein die objektive Rechtslage im Zeitpunkt 
des Erlasses des Bescheids ist unter Berücksichti-
gung der vorstehenden Erwägungen zu § 114 Satz 
2 VwGO. 

Soweit der Vertreter der Klägerin geltend macht, es 
seien vergleichbare Vermarktungsbescheinigungen 
erteilt worden, ließ sich dies nach den Angaben des 
Vertreters des beklagten Landes in der mündlichen 
Verhandlung nicht bestätigen. Die erteilten Ver-
marktungsbescheinigungen betrafen zu Kunstwer-
ken verarbeitete Elfenbeinhörner, wie sie auf den in 
der mündlichen Verhandlung übergebenen Abbil-
dungen (s. Anlagen zum Protokoll) ersichtlich sind. 
Der Schutz von Elfenbein ist mit dem des Nashorns 



 

nicht vergleichbar, er wird im Leitfaden vom März 
2012 und vom Regierungspräsidium anders behan-
delt, weshalb ohne Verletzung von Art. 3 Abs. 1 GG 
eine unterschiedliche Behandlung im Rahmen der 
Ermessensausübung gerechtfertigt ist (vgl. 
Wolff/Bachof/Stober, aaO, § 31 Rn. 50). 

Es ist auch sonst kein Gesichtspunkt erkennbar, der 
eine Ermessensreduzierung auf null gebieten wür-
de. Die im Leitfaden vom März 2012 und Oktober 
2013 geregelten Ausnahmen, in denen eine Ge-
nehmigung zur Wiederausfuhr erteilt werden kann, 
gelten zwar nicht unmittelbar für die begehrte Ver-
marktungsgenehmigung. Selbst wenn sie hierfür 
entsprechend anwendbar wären, würde das streit-
gegenständliche Rhinozeroshorn die Kriterien kei-
nes dieser Ausnahmefälle erfüllen. Denn dabei 
handelt es sich um Fälle, in denen der Gegenstand 
nachweislich Teil eines Austausches kultureller oder 
künstlerisch wertvoller Güter zwischen seriösen 
Instituten (wie z. B. Museen) ist, oder der Gegen-
stand nicht verkauft wurde und als Erbstück im Zu-
sammenhang mit einem Familienumzug oder als 
Teil einer Erbmasse verschifft wird oder der Gegen-
stand eines über jeden Zweifel erhabenen For-
schungsprojekts ist (s. Leitfaden vom März 2012, 3. 
Seite 5). Das Angebot zum Verkauf des Rhinoze-
roshorns in einem Auktionshaus entspricht keiner 
dieser Varianten, auch nicht, wenn die Angaben des 
ehemaligen Klägers als wahr unterstellt wird, dass 
das Horn als Erbstück in den Familienbesitz gelangt 
ist. 

5. 

Da die Ablehnung der Vermarktungsgenehmigung 
ermessensfehlerfrei ist, scheidet auch ein Anspruch 
auf erneute Bescheidung des Antrags vom 
12.03.2012 (§ 113 Abs. 5 Satz 2 VwGO) aus. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 
VwGO. 

Die Berufung wird wegen grundsätzliche Bedeutung 
zugelassen (§ 124 Abs. 1 i.V.m. 2 Nr. 3 VwGO). 
Grundsätzliche Bedeutung hat die Auslegung des 
Art. 8 Abs. 1 i.V.m. 3 der Verordnung (EG) Nr. 
337/97. 

Beschluss 

Der Streitwert wird gemäß § 52 Abs. 1 GKG auf € 
10.000,-- festgesetzt. 

Gründe: 

Die Streitwertfestsetzung folgt der Erklärung des 
Vertreters der Klägerin in der mündlichen Verhand-
lung, wonach der zu erwartende Verkaufserlös für 
das in Frage stehende Horn entsprechend dem An-
gebot eines Interessenten aus Großbritannien 
10.000,-- € betragen habe. 

Quelle: https://openjur.de/u/765388.html 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

Tipps und Kniffe:  

von Gisela Hermanns 
 

Daten sortieren in Reporten 
 
Heute möchte ich Ihnen zeigen, in welchen ASPE-Reporten Sie Daten in der Druckvorschau sortieren kön-
nen. 
Normalerweise werden die Daten in den Reporten immer nach der Individuen-ID sortiert. Manchmal, z.B. für 
die Ausgabe an den Kunden, es jedoch sinnvoll, wenn die Daten z.B. nach dem wissenschaftlichen Artna-
men sortiert sind. In den Reporten 
 

• Halter und zugeordnete Individuen und 
• Melde Bestand 

 

ist eine Sortierung möglich. 
 

 
Report ohne extra Sortierung 
 
Sortiert soll nun nach den wiss. Artnamen, damit der Report übersichtlicher wird. Dazu wähle ich aus dem 
Listenfeld Sortierung „Wiss. Artname“ aus. 
 

 
 



 

Als Ergebnis stehen nun im Report die Individuen alphabetisch geordnet untereinander. 
 

 
Report nach Sortierung 
 
In dem Report Melde Bestand stehen Ihnen folgende Sortiermöglichkeiten zur Verfügung: 
 

 
Report Melde Bestand 

 
Also, einfach mal ausprobieren. 
 

Bis zum nächsten Mal     Ihre Gisela Hermanns 



 

Aktuelle Seminartermine: 
 
ASPE-Institut 

 
• Newcomer-Software Startschulung     Termin auf Anfrage 

 
• Webinar (Block 1, 2 und 3)       Termine auf Anfrage 

 
 
Alle Informationen zu unseren Schulungen finden Sie auch auf unserer Homepage unter 
http://www.aspe.biz/workshop.php 
 
 
Artenschutzzentrum Metelen 
 
Aufgrund von größeren Sanierungs- und Bauarbeiten finden nur wenige Kurse in diesem Jahr statt 

 

• Anfängerkurs Artenschutzvollzug      22. – 24. November 2016  
 
Informationen zu den Veranstaltungen im Artenschutzzentrum Metelen des Lanuv finden Sie hier: 
http://www.lanuv.nrw.de/natur/artenschutz/artenschutzzentrum-metelen/fortbildungen/ 
 
 
Natur- und Umweltschutzakademie NRW 
 
Im nächsten Jahr bieten wir wieder in Kooperation mit der NUA, drei  Seminare mit Birgit Benzing an: 

 

• Gut argumentieren für den Naturschutz – 
Grundlagen ethischer Naturschutzkommunikation    27. Januar 2017 

 

• Von Miezen und Raubtieren: Katzenhaltung und Vogelschutz   09. März 2017 
 

• Arbeiten im Naturschutz – was brauche ich übers Studium hinaus?  24. März 2017 
 
 

• alle Infos zu den aktuellen Veranstaltungen finden Sie auf der Homepage der NUA 
 
Informationen zu den Veranstaltungen der Natur- und Umweltschutz-Akademie NRW (NUA) finden Sie hier: 
http://www.nua.nrw.de/veranstaltungen/ 
 
 
  



 

Veranstaltungshinweis: 
 
7. Jahrestagung der Vivaristischen Vereinigung e. V. 
 
Programm: 
 
Freitag, den 18. November 2016 
 
Treffen im Gasthaus Früh, Michaelstr. 76, 41460 Neuss ab 19 Uhr 
Samstag Anmeldung ab 9.00 Uhr im Romaneum, Brückstr. 1, 41460 Neuss 
 
Samstag, den 19. November 2016 
 
09.30 Uhr  Mitgliederversammlung (nur für Mitglieder) 
11.30 Uhr  „Terrariengestaltung“ R. Hoppe Neuss 
12:30 Uhr  Mittagspause 
14:00 Uhr  „Vergesellschaftung unterschiedlicher Arten“ R. Sistermann, Stolberg 
14.00 Uhr  „Beleuchtung“ Andreas Krb, Wien 
16:00 Uhr „Ich bin Aquarianer“ D. Herchenhahn, Präsident der GfA 
17.00 Uhr „Viel diskutiert, selten verstanden: über Reptilien und ihre Mitbewohner, deren Nachweis und 

Behandlung“ Tobias Friz, Vöhringen 
18.30 Uhr  gemeinsames Abendessen 
 
Sonntag, den 20. November 2016 
 
10:00 Uhr  „NZ von Schildkröten als Beitrag zum Artenschutz“ H. Zwartepoorte, Rotterdam 
11:00 Uhr „ Bau eines Großterrariums für Varanus Prasinus“ Stefanie Lehr, Kempen 
12.00 Uhr  „Haltung u. Zucht von T. kleinmanni“ R. Hamers, Erkelenz 
13:00 Uhr  Ende der Tagung 
 
 
 
Teilnahme für ViVe-Mitglieder 10.- €, für Nichtmitglieder 15.-€ 
Anmeldung möglich über gs@viveweb.de 
 



 

Literaturempfehlung: 
 
Achtung! Neu überarbeitete Fassung: 
   

- 1. Gebhardt-Brinkhaus, Renate: Überblick über die gesetzlichen Regelungen zur Gift- und Gefahrtierhal-
tung in den einzelnen Bundesländern. Recklinghausen, Dezember 2014. Download unter:  
http://www.aspe.biz/downloads.php  
Neue überarbeitete Zusammenstellung aller Gesetze, Tierlisten sowie weiterer Informationen für jedes ein-
zelne Bundesland, Stand Dezember 2014.  
 
2. Gebhardt-Brinkhaus, Renate: Artenschutzgutachten in der Praxis. Recklinghausen, Mai 2014. 
Download unter: http://www.aspe.biz/aktuell.php 
Was bedeutet es, wenn die Behörde ein Artenschutzgutachten fordert? Wie geht das vor sich? Welche Un-
tersuchungen müssen durchgeführt werden? Diese und viele weitere Fragen beantwortet Ihnen unsere Prä-
sentation. 
 
3. Gebhardt-Brinkhaus, Renate: Rechtliche Regelungen zu Tiergehegen sämtlicher Bundesländer. März 
2015. Download unter: http://www.aspe.biz/aktuell.php 
Die Genehmigungspflichten und –voraussetzungen sind in den einzelnen Bundesländern unterschiedlich 
geregelt. Hier sind alle Länderregelungen einzeln aufgelistet und synoptisch zusammengefasst dargestellt. 
 
 
 
 

Info: 
 
Für den Fall, dass Elfenbein datiert werden muss, gibt es zwei vom Bundesamt für Naturschutz zwei zuge-
lassene Stellen, die mittels Radiocarbonanalyse das genaue Alter feststellen können. Dies sind: 
 
1. Universität Regensburg  
2. Antiques analytics, Im Brehwinkel 1, 65817 Eppstein, Tel.: 06198/576070 
 www.a-analytics.de.  
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Zum Schluss eine Bitte in eigener  
Sache:  
 
Teilen Sie uns Ihre Meinung mit! Wir freuen uns über 
jede Zuschrift, auch über Kritik. Wir möchten lernen! 
Oder senden Sie uns einen Beitrag, den wir im nächs-
ten Newsletter veröffentlichen können. 
Wir möchten für alle Interessierten eine Plattform bie-
ten, Ihre Informationen und Erfahrungen mitzuteilen. 
Wenn Sie einen Link zu Ihrer Website auf unserer 
Homepage haben möchten, bitte informieren Sie uns. 
 

 
 
 
 

Unser Terminkalender steht Ihnen selbstver-
ständlich auch für Ihre Veranstaltungen zur 
Verfügung. Bitte teilen Sie uns mit, was wir für Sie 
veröffentlichen sollen. 
 
Wenn Ihnen dieser Newsletter gefallen hat, 
senden Sie ihn bitte weiter an Kollegen, Vorge-
setzte oder Bekannte. 

 
 
 

 
 

 
 
Ihre 
 

Renate Gebhardt-Brinkhaus 
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